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   Bebauungsplan S-95-00,1. Änderung  
„Einzelhandel mit dem Kernsortiment Lebensmittel an der Nördlinger Straße“  

mit integriertem Grünordnungsplan 
Behandlung der vorgebrachten Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB (vom 18.10.2021 
bis 22.11.2021) in Verbindung mit der Beteiligung der betroffenen Träger öffentlicher Belange und sonstigen Behörden 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB  
Hinweis:  
• die in der Abwägungstabelle genannten Grundstücke mit Ausnahme der ökologischen externen Ausgleichsfläche Fl.Nr 420/2, Gemeinde Kammerstein, 

liegen in der Gemarkung Schwabach. 
• Der südliche Teil der FlurNr. 1134/1, der mit dem Sondergebiet überplant wurde, wird in der Abwägungstabelle als Erweiterungsfläche genannt. 
• Verwendete Abkürzung: StBA- Staatliches Bauamt Nürnberg 
• Grau dargestellte Stellungnahmen wurden in der Sitzung des Stadtrates am 30.09.2020 vorgestellt und sind hier zur Vollständigkeit der Abwägung mit 

aufgeführt. 
Anmerkung: 
Um die o.g. Erweiterung zu ermöglichen, wurde ein Verfahren zur 4. Teiländerung des wirksamen Flächennutzungsplanes (FNP) östlich des Uigenauer We-
ges durchgeführt. Die 4. Teiländerung des FNP wurde mit Schreiben der Regierung von Mittelfranken Az. 34-4621-5-13-4 am 28.09.2021 genehmigt und 
durch die Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Schwabach Nr. 63 vom 15.10.2021 wirksam geworden. 
 

Anregungen Abwägungsvorschläge 
  

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange  

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Roth (30.10.2021)   

Bereich Landwirtschaft: 
Wir verweisen auf die Stellungnahme vom 24.06.2020 mit dem AZ: 4612-1-8-4. Diese wird 
weiterhin aufrechterhalten.  
Hinweis zum Kompensationsausgleich:  
Die ökologische Eingriffsbilanzierung hat ergeben, dass 853,60 Wertepunkte ökologisch 
auszugleichen sind. Innerhalb des Geltungsbereichs werden mit den geplanten grünordneri-
schen Maßnahmen 223,60 Wertepunkte ökologisch ausgeglichen. Das ermittelte Defizit von 
630 Wertepunkten soll auf einer externen Ausgleichsfläche außerhalb des Geltungsberei-
ches auf Flur Nummer 420/2 in der Gemarkung Kammerstein nachgewiesen werden. Auf 
dem Grundstück soll eine standortgerechte Hecke angelegt und das Ackerland zu einer ex-
tensiven Wiese ohne Düngung eingesät werden. Diese Umwidmung bringt eine ökologische 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellung-
nahme vom 24.06.2020 wurde in der Sitzung am 30.09.2020 
wie nachstehend in grauer Schrift dargelegt, vom Stadtrat ab-
gewogen. 
Die Überkompensation an Wertpunkten stellt Fa. EDEKA der 
Gemeinde Kammerstein für das gemeindliche Ökokonto zur 
Verfügung. 
 

ANLAGE 1 
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Anregungen Abwägungsvorschläge 
  

Aufwertung der Fläche mit 886,20 Wertepunkten. Es wird angeregt, dass die über dem De-
fizit erbrachten 256,20 Wertepunkte auf das Ökokonto der Stadt Schwabach gutgeschrie-
ben werden, um diese für künftige Erweiterungen des Planungs-gebiets zur verwenden.  
Ansonsten bestehen aus landwirtschaftlicher Sicht keine weiteren Anregungen oder Ein-
wände gegen die Änderung des Bebauungsplanes.  
 
Bereich Forsten: 
Forstliche Belange sind nach wie vor nicht berührt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Roth (24.06.2020)   

Bereich Landwirtschaft: 
landwirtschaftliche Belange sind durch das Planvorhaben direkt nicht berührt. 
Die ordnungsgemäße Landwirtschaft (z.B. Ernte auch an Wochenenden, Wirtschaftsdün-
gerausbringung) auf den benachbarten landwirtschaftlichen Flurstücken muss auch weiter-
hin möglich sein. 
Ansonsten bestehen aus landwirtschaftlicher Sicht keine weiteren Bedenken. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Bereich Forsten: 
Forstliche Belange sind nicht berührt. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Amt für Ländliche Entwicklung Mittelfranken, Ansbach  

Kein Äußerung   

Amt für Ländliche Entwicklung Mittelfranken, Ansbach (04.06.2020)  

Aus der Sicht der ländlichen Entwicklung bestehen gegen die 1. Änderung des oben ge-
nannten Bebauungsplanes keine Bedenken. 
 
Im Planungsraum ist derzeit ein Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz weder geplant 
noch anhängig. 
 
Eine weitere Beteiligung des Amtes für Ländliche Entwicklung Mittelfranken am o.g. Verfah-
ren ist, soweit sich keine Änderungen im flächenmäßigen Umfang des Planungsgebietes 
ergeben, nicht erforderlich. Auf die Mitteilung des Ergebnisses der Würdigung dieser Stel-
lungnahme wird verzichtet. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Anregungen Abwägungsvorschläge 
  

Bayerisches Bauernverband, Geschäftsstelle Roth  

Kein Äußerung  

Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege  

Kein Äußerung  

BUND Naturschutz in Bayern e.V., Schwabach  

Kein Äußerung  

BUND Naturschutz in Bayern e.V., Schwabach (?)  

Die geplante Erweiterung des Lebensmittelmarktes und die angestrebte Teiländerung des 
FNP wird abgelehnt. 
Mit der Umwandlung des Grundstückes Fl.Nr. 1134/1, siehe auch Foto im Anhang, von ei-
ner landwirtschaftlichen Nutzfläche in Straßen -, Park-  und Gewerbefläche wird der Landwirt-
schaft für einen mehr als zweifelhaften Nutzen Fläche entzogen. Die Fläche ist gleichzeitig 
Teil eines für die Frischluftversorgung von Schwabach wichtigen Frischluftentstehungsgebie-
tes, welches peu a peu durch verschiedene Planungen verkleinert wird. 
 

Der bestehende Standort des EDEKA Lebensmittelmarktes an 
der Nördlinger Straße wurde im Einzelhandels-, Zentren- und 
Tourismuskonzept der Stadt Schwabach beurteilt. Dabei wurde 
festgestellt, dass er nicht mehr als zeitgemäß und modern ein-
zustufen ist. Mit der verhältnismäßig geringen geplanten Erwei-
terung des bestehenden Lebensmittelmarktes um die Teilflä-
che der Fl.Nr. 1134/1 soll insbesondere eine innerbetriebliche 
Funktionsverbesserung erreicht und der Standort weiterhin als 
Nahversorgungsstandort gesichert werden. 
Diese Maßnahme entspricht der Zielsetzung des o.g. Einzel-
handelskonzeptes der Stadt Schwabach. 
Um die o.g. Erweiterung zu ermöglichen, wurde das Verfahren 
zur 4. Teiländerung des FNP östlich des Uigenauer Weges 
eingeleitet, das bereits verfahrenstechnisch abgeschlossen 
wurde (s. Anmerkung am Anfang der Abwägungstabelle). 
Die geplante geringe Erweiterung des bestehenden Sonderge-
bietes führt zur Verkleinerung des Kaltluftentstehungsgebietes 
um die Teilfläche der Fl.Nr. 1134/1. Darüber hinaus werden 
keine wesentliche Veränderung des Klein- und Mikroklimas er-
wartet. Das bestehende Sondergebiet bildet bereits jetzt eine 
Barriere für die Kalt-und Luftbahnen. Sie werde am Rand des 
Sondergebietes und der Wohnsiedlung an der Franz-Peter-
Seifert Straße gestaucht. Die Erweiterungsfläche liegt direkt in 
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Anregungen Abwägungsvorschläge 
  

der Nische an dem bestehenden Sondergebiet und dem o.g. 
Wohngebiet. 
Die geplanten grünordnerischen Maßnahmen, die im Bebau-
ungsplanverfahren S-95-00, 1. Änderung festgesetzt werden 
(Flachdachbegrünung, wasserdurchlässige Beläge der nicht 
überdachten Stellplätze, ökologischen Ausgleichmaßnahmen -
Verlängerung der bestehenden Hecke am Ostrand des Son-
dergebietes) tragen zwar gering aber immer noch zur Verbes-
serung des Kleinklimas innerhalb des geplanten Sondergebie-
tes bei.  
 
 

Gleichzeitig wird an der nordwestlichen bestehenden Grundstücksgrenze eine ca. 80 m 
lange und 5-6 m breite Hecke aus heimischen Pflanzen durchsetzt mit einzelnen noch jun-
gen Eichen entfernt werden. Diese wurde sicherlich bei der Errichtung des Lebensmittel-
marktes als ökologischer Ausgleich festgesetzt, ist bisher aber offensichtlich noch nicht in 
die Biotopkartierung aufgenommen, obwohl Größe und Artenreichtum und die Klimarele-
vanz sehr dafür sprechen. Die landwirtschaftliche Fläche wurde mindestens in den letzten 
beiden Jahren als Blühfläche genutzt, dass bei Überbauung ein ökologischer Trittstein ent-
fällt, der u.a. auch das Potential für die Bruten von Feldvögeln besitzt. Dies sollte noch bes-
ser untersucht werden. 
 

Die Erweiterungsfläche wird in das bestehende Sondergebiet 
eingegliedert und die Hecke am nördlichen Rand überplant. 
Für den ökologischen Eingriff werden ökologische Ausgleichs-
maßnahmen innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches 
der Planung vorgesehen, so dass der o.g. Eingriff vollständig 
kompensiert wird (s. textliche Festsetzungen § III, Abs. 3 der 
Grünordnung). 
 

Durch die Planung einer Straße auf der Erweiterungsfläche wird ein sehr hoher Versiege-
lungsgrad bezogen auf die FI.-Nr. 1134/1 eingeplant.  Der Planung ist derzeit nicht zu entneh-
men, welcher Nutzen die Straße für die Anbindung des Lebensmittelmarktes bringt und wie 
die Verkehrsregelung geplant ist. 
 

Die geplante Straße auf der Fl.Nr. 1134/1 wird hauptsächlich 
der Anbindung des geplanten Wohngebietes südlich der 
Franz-Peter- Seifert Straße (Plangebiet des Bebauungsplans 
S-116-17) an den Uigenauer Weg dienen. Über diese Straße 
wird das Sondergebiet kanalmäßig erschlossen. Eine Ver-
kehrsanbindung des Sondergebietes über die Planstraße ist 
derzeit nicht geplant. 
 

Die geplante Hecke neben der neuen Straße ist sehr schmal und kann die bisherige Hecke 
nicht ersetzen. Zumal Hecken neben Straßen sicherlich einen Nutzen für das Klima haben, 
Heckenbewohner, wie Vögel,  Kröten,  Eidechsen und andere Tiere, leben in der ständigen Ge-
fahr überfahren zu werden. 
 

Die Belange sind nicht Gegenstand des laufenden Bebauungs-
planverfahrens. Die Hecke nördlich der geplanten Straße liegt 
im Geltungsbereich des Bebauungsplanes S-116-17 „Wohnbe-
bauung zwischen Franz-Peter- Seifert Straße und Nördlinger 
Straße“. Deren Breite wurde auf 2,20 m festgesetzt.  
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Anregungen Abwägungsvorschläge 
  

Die Sinnhaftigkeit einer Erweiterung des EDEKA Marktes wird angezweifelt. Die geplante 
Sortimentserweiterung hat längere Wege im Markt und ggf. längeres Suchen zur Folge. Eine 
bessere Versorgung der Bevölkerung wird damit eher nicht erreicht. Eine Erweiterung der 
Parkflächen wird als nicht sinnvoll erachtet, da sich der Einzugsbereich des Marktes ja nicht 
verändert. 
 

Hierzu wird auf Punkt 5.2 der Begründung verwiesen. Gemäß 
dem vom Stadtrat 2019 beschlossenen umsetzungsorienterten 
Einzelhandels-, Zentren- und Tourismuskonzeptes wird der 
Standort des EDEKA-Marktes an der Nördlinger Straße als ein 
privilegierter Nahversorgungsstandort bezeichnet. 
Im Sinne einer wohnortnahen, flächendeckenden Versor-
gungsstruktur sollen die wohngebietsintegrierten Nahversor-
gungsstandorte und die wohngebietsnahen Standorte (hier 
Standort an der Nördlinger Straße) zukunftsfähig und maß-
stäblich abgesichert werden.  
Diesen Standorten soll die Möglichkeit eingeräumt werden, 
sich an den Bestandsstandorten maßvoll weiterzuentwickeln, 
um sich an die aktuellen Marktanforderungen des Lebensmit-
telhandels anpassen zu können (s. Seite 89, Punkt 7. Versor-
gungslage im Schwabacher Einzelhandel und Zentralitätsana-
lyse). 
Durch die geplante Erweiterung des EDEKA- Einzelhandels 
wird dieser Nahversorgungsstandort die wohnortsnahe Versor-
gung weiterhin sichern und entsprechend der Zielsetzung des 
Einzelhandels-, Zentren- und Tourismuskonzeptes 2019 die 
Nahversorgung der Stadt Schwabach maßvoll weiterentwi-
ckeln.  
 
Zusätzlich wird auf die abgegebene Stellungnahme zur Stel-
lungnahme von Frau Holluba-Rau, Pflegerin für Umwelt, Natur-
schutz und Klima vom 10.07.2020 verwiesen. 

Auf eine bessere Anbindung des Marktes für Fußgänger und Radfahrer sollte dringend geach-
tet werden. 
 

Die bestehenden Rad- und Fußwegeverbindungen werden von 
der geplanten Erweiterung des Lebensmittelmarktes nicht tan-
giert. Es ist vorgesehen den Knotenpunkt Am Steinernen Brü-
cklein noch besser für die Fußgänger und Radfahrer die die 
Straße B 466 überqueren, umzubauen. Die notwendigen Ge-
spräche mit dem Staatlichen Bauamt Nürnberg und Fa. 
EDEKA wurden bereits geführt.  
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Anregungen Abwägungsvorschläge 
  

Im Vorentwurf der Begründung der Planung findet man auf Seite 6 folgenden Absatz 3: Die 
Weiterentwicklung der Stadt Schwabach als Metropole soll in Anpassung an die sich verän-
dernde Bevölkerungszahl und Altersstruktur sichergestellt werden. Der demographische 
Wandel, hohe Infrastrukturkosten, Anforderungen an die Energieeffizienz und der Klima-
schutz machen eine nachhaltige Siedlungsentwicklung erforderlich...  Diese ist dann gewähr-
leistet, wenn sich der Umfang der Siedlungstätigkeit vorwiegend an der Erhaltung und an-
gemessenen Weiterentwicklung der gewachsenen Siedlungsstrukturen orientiert." 
 

Mit dem generellen Verzicht auf die geplante Erweiterung des 
Lebensmittelmarktes auf der Fl.Nr. 1134/1 können die Vorga-
ben des Einzelhandelsgutachtens 2000 und die Ziele der ein-
geleiteten 1. Änderung des Bebauungsplanes S-95-00 nicht 
umgesetzt bzw. erreicht werden. 
Der Stadtrat der Stadt Schwabach hat am 29.05.2020 den Ein-
leitungsbeschluss zur Änderung des o.g. Bebauungsplanes 
und 4. Teiländerung des FNP gefasst und somit die Zustim-
mung zur Durchführung der o.g. Verfahren gegeben. 
 
 

Tatsächlich ist Schwabach im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) als Teil der Met-
ropole Nürnberg-Fürth-Erlangen-Schwabach gelistet. Diese Entwicklung sollte grundsätzlich 

hinterfragt werden, in diesem Falle aber besonders für den Erhalt der Frischluftzufuhr unse-
rer „Metropole" sprechen.  
 

Der Hinweis auf das Landesentwicklungsprogramm Bayern 
(LEP) wird zur Kenntnis genommen. 
 

Gemeinde Kammerstein  

Kein Äußerung 
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Gemeinde Kammerstein (19.06.2020)  

Der Ausschuss für Bau-, Verkehrs- und Umweltangelegenheiten der Gemeinde Kammer-
stein hat sich mit o.g. Bauleitplanung in seiner letzten Sitzung am 16. Juni 2020 befasst. 
Im Einzelnen wurde folgendes beschlussmäßig festgehalten: 
Zu den Bauleitplänen der Stadt Schwabach 

 Bebauungsplanverfahren S- 116-17 
 Bebauungsplanverfahren S - 95 - 00 
 4. Teiländerung Flächennutzungsplan 

werden seitens der Gemeinde Kammerstein keine Anregungen vorgebracht. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Gemeinde Rohr  

Keine Äußerung 
 

 

Gemeinde Rohr (09.07.2020)  

Zu der 1. Änderung des Bebauungsplanes S-95-00 „Einzelhandel mit Kernsortiment Le-
bensmittel an der Nördlinger Straße“ mit integriertem Grünordnungsplan der Stadt Schwab-
ach und zur 4. Teiländerung des Flächennutzungsplanes der Stadt Schwabach mit inte-
griertem Landschaftsplan für den betroffenen Bereich östlich des Uigenauer Weges im Pa-
rallelverfahren werden seitens der Gemeinde Rohr im Rahmen der Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der benachbarten Gemeinden an der öf-
fentlichen Auslegung des Planentwurfs im Rahmen der Durchführung der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung keine Einwände erhoben bzw. Anregungen mitgeteilt. 
 
Für beide Verfahren gilt nach einem Grundsatzbeschluss des Gemeinderates der Ge-
meinde Rohr, dass eine weitere Beteiligung der Gemeinde Rohr in den noch nachfolgenden 
Verfahrensschritten nicht mehr notwendig ist. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Gewerbeverein 1848 Schwabach und Umgebung e.V.  

Kein Äußerung 
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Gewerbeverein 1848 Schwabach und Umgebung e.V. (27.06.2020)  

Stellungnahme: 
Die Durchführung des Verfahrens wird begrüßt. Der Gewerbeverein unterstützt in vollem 
Umfang ihre Inhalte und Ziele des Verfahrens. Es entspricht den allgemeinen Zielen des 
Gewerbevereins zu Entwicklung des Gewerbestandorts Schwabach. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Handwerkskammer Mittelfranken (15.11.2021)  

Die Belange der Wirtschaft gem. § 1 Abs. 6 Nr. 8a BauGB ist zu beachten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es wird auf 
die Abwägung gleich lautender Stellungnahme in der Stadt-
ratssitzung am 30.09.2020 verwiesen (nachstehend in grauer 
Schrift). 

Handwerkskammer Mittelfranken (10.07.2020)  

Beachtung der Belange der Wirtschaft gem. § 1 Abs. 6 Nr. 8a BauGB entsprechend den 
Zielen der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
BauGB auslösen. 

Entsprechend der Zielsetzung des LEP sollen die Metropolen 
als landes- und bundesweite Bildungs-, Handels-, Kultur-, 
Messe-, Sport-, Verwaltungs-, Wirtschafts- und Wissenschafts-
schwerpunkte in ihrer Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit wei-
terentwickelt werden. Sie sollen zur räumlichen und wirtschaft-
lichen Stärkung der Metropolregionen und ganz Bayerns in 
Deutschland und Europa beitragen (s. Punkt 2.1.10 des LEP). 
Der Stadt Schwabach kommt als o.g. gemeinsame Metropole 
als Einkaufsschwerpunkt für die Einwohner der Stadt selbst, 
aber auch des ländlich geprägten Umlandbereichs Bedeutung 
(Landkreis Roth) zu.  
Der Regionalplan für die Region 7 fordert die Stärkung des o.g. 
gemeinsamen Oberzentrums, durch Erhalt und Stärkung der 
vorhandenen Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur (vgl. Einzel-
handel in Regionalplan –Region 7) 
Dabei soll insbesondere auf eine Unterstützung des Struktur-
wandels und der notwendigen Anpassung an sich verändernde 
Rahmenbedingungen hingewirkt werden. 
Die Wirtschaftskraft ist ein wichtiger Maßstab für die Qualität 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen in einer Region. Für die 
künftige Entwicklung der Industrieregion Mittelfranken und ihrer 
Teilräume bedarf es deshalb der Erhaltung und Stärkung des 
vorhandenen Potenzials.  
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Durch die geplante geringere Erweiterung des Lebensmittel-
marktes auf der Erweiterungsfläche und dessen Modernisie-
rung wird der Belange der Wirtschaft gem. § 1 Abs. 6 und Nr. 8 
BauGB an diesem städtebaulich integrierten Standort im Sinne 
des Einzelhandels-, Zentren- und Tourismuskonzeptes 2019 
Rechnung getragen. 

Holluba-Rau, Karin, Pflegerin für Umwelt, Naturschutz und Klima  

Kein Äußerung 
 

 

Holluba-Rau, Karin, Pflegerin für Umwelt, Naturschutz und Klima (10.07.2020) 
 

Voraussetzung für die Beteiligung an der öffentlichen Auslegung des B-Planes S- 95-00 ist 
die Genehmigung des FNP. 
Damit gelten zunächst auch alle Einwendungen, die mit der Stellungnahme zur FNP-Änderung 
zeitgleich eingebracht wurden. 
 
Einwendungen zu umweltrelevanten und artenschutzrechtlichen Themen und die Ausgleichs-
bewertung können erst erfolgen, wenn entsprechende Gutachten vorliegen. 
 

Die vorgebrachte Stellungnahme zur 4. Teiländerung des FNP 
wurde in der Sitzung des Stadtrates am 26.03.2021 behandelt. 
In diesem Zusammenhang wird auf diese Beschlussvorlage 
und die Anmerkung am Anfang dieser Tabelle verwiesen. 
 
Die ökologische Bilanzierung mit dem Nachweis der externen 
Ausgleichsflächen inklusive der vorgesehenen ökologischen 
Maßnahmen sind in den Bebauungsplanunterlagen zur öffentli-
chen Auslegung eingearbeitet. 
Das aktuelle Bodengutachten, der den Planunterlagen zum an-
grenzenden geplanten Wohngebiet Franz-Peter-Seifert Straße 
beilag, wurde diesen Bebauungsplanunterlagen beigelegt. Die 
Flächen nördlich der Nördlinger Straße sind räumlich und geo-
logisch gleich zu betrachten. 
Das o.g. Gutachten wie auch das Lärmschutzgutachten und 
Zusammenfassung aus dem Verkehrsgutachten liegt als An-
lage der Begründung bei. 
Darüber hinaus sind nach der Einschätzung der beteiligten Be-
hörden keine weiteren Gutachten notwendig. 
 

Mit der Erwähnung des Landesentwicklungsprogrammes zur positiven Darstellung einer an-
geblich notwendigen Erweiterung des Vollsortimenters wird für die Umsetzung des Bauvor-
habens geworben. Es wäre sinnvoll, gleichzeitig landesplanerische Vorgaben zu zitieren mit 
dem Hinwies auf: "Siedlungsklimatisch bedeutsame Bereiche sind in ihrer Funktionsfähigkeit 
(Größe, Durchlässigkeit, Qualität der Vegetationsstrukturen) zu sichern und zu entwickeln 

Der Hinweis auf das Landesentwicklungsprogramm Bayern 
(LEP) wird zur Kenntnis genommen. 
Das jetzige Sondergebiet bildet bereits jetzt eine Barriere für 
die Kalt-und Luftbahnen. Sie werde am Rand des Sonderge-
bietes und der Wohnsiedlung an der Franz-Peter.- Seifert 



27.05.2021                                      Seite 10 von 44 Seite 

und von Neubebauung beziehungsweise Versiegelung freizuhalten. Dazu sind in Regio-
nalplänen siedlungsrelevante Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete sowie Frisch- und 
Kaltluftbahnen festzulegen."(Zitat) Nachdem diese Fläche zukunftsweisend schon vor Jahr-
zehnten als Frisch- und Kaltluftgebiet definiert wurde, sollten die noch bestehenden Reste 
endlich, soweit heute noch möglich, berücksichtigt werden. 
 

Straße gestaucht. Die Erweiterungsfläche liegt direkt in der Ni-
sche an dem o.g. Sondergebiet und dem o.g. Wohngebiet 
Franz-Peter-Seifert Straße. 
Mit dem generellen Verzicht auf die geplante Erweiterung des 
Lebensmittelmarktes auf der Teilfläche der Fl.Nr. 1134/1 kön-
nen die Vorgaben des Einzelhandelsgutachtens 2000 und die 
Ziele der eingeleiteten 1. Änderung des Bebauungsplanes S-
95-00 nicht umgesetzt bzw. erreicht werden. 
Der Stadtrat der Stadt Schwabach hat am 29.05.2020 den Ein-
leitungsbeschluss zur Änderung des o.g. Bebauungsplanes 
und 4. Teiländerung des FNP gefasst und somit die Zustim-
mung zur Durchführung der o.g. Verfahren gegeben. 
 

In den vorliegenden Unterlagen wird zitiert, dass die Einkaufskraft durch ein geplantes Bau-
vorhaben mit 40 Wohneinheiten am Dillinghofweg gestärkt würde. Diese Annahme ist zu 
streichen, weil Baugebiet seit 10 Jahren strittig ist. Falls eine Bebauung überhaupt möglich 
sein wird, würde die Größenordnung vermutlich um die Hälfte reduziert werden. 
 

Bereits in Schwabacher Tagblatt vom 23.03.2021 wurde den 
Bürgerinnen und den Bürgern mitgeteilt, dass die Stadt 
Schwabach „Auf guten Weg zum Vergleich“ bei der Umset-
zung des Wohnbaugebietes „Am Dillinghof“ ist. 
Im Einzelhandelskonzept wurde diese Bebauung bereits be-
rücksichtigt (s. Seite 88, Punkt 7. Versorgungslage im Schwab-
acher Einzelhandel und Zentralitätsanalyse). Nach der Eini-
gung können aus dem ca. 40 Wohneinheiten ca. 28 Wohnein-
heiten realisiert werden. 
Die Zahl 40 Wohneinheiten bei Wohngebiet „Am Dillinghof“ 
wurde entsprechend auf beabsichtige 28 Wohneinheiten be-
richtigt. 
Es ist anzumerken, dass die Beschäftigten aus dem im Ein-
zugsgebiet wachsenden Gewerbegebiet „Südwestpark“ sich 
bei dem Vollsortimenter mit dem Mittel des täglichen Bedarfs 
versorgen können. 
 

Zur Regenrückhaltung möge geprüft werden, ob ein Abfluß von Regenwasser in den Siech-
weihergraben möglich ist. Die Wasserrückhaltung, zunächst nur für die Bebauung Wildbirnen-
weg errichtet, ist nicht funktionstauglich und bräuchte dringend Wasser, damit es als 
Feuchtbiotop irgendwie zur Wirkung kommen könnte! 
Es ist gleichzeitig zu prüfen, ob im vorliegendem Genehmigungsplan das Prinzip 
des "Modell Schwammstadt" in Schwabach erprobt werden könnte. Denn die Auswirkungen 
des Klimawandels machen neue Wege erforderlich und führen letztendlich dazu, dass der 
Wasserspeicherwirkung von Böden verstärkt Aufmerksamkeit geschenkt werden muss, um 
Niederschlagswasser vor Ort im Boden sinnvoll zu bewirtschaften 

Die Untersuchung lt. der Baugrunduntersuchung und des Bo-
dengutachten –Geologischer Bereich –Geotechnik Prof. Dr. 
Gründer GmbH vom 07.10.2020 hat ergeben, dass die Versi-
ckerungsfähigkeit des Bodens im direkt angrenzenden Bereich 
östlich des EDEKA Marktes sehr gering ist. 

Dazu kommt die Tatsache, dass durch die Sondergebietsnut-
zung Flächen größtenteils versiegelt, überbaut oder überdacht 
sind (großflächige Dachflächen mit PV-Anlage) und daher eine 
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(https://www.unitracc.de/aktuelles/artikel/das schwammstadt-prinzip-vomr-ohr-boden-zum-
boden-rohr-system-loesungen-mit-duktilen gussrohrsystemen). 
 

Oberflächenversickerung von Niederschlagswasser nicht mög-
lich ist. 

Unter Berücksichtigung der o.g. Gründe ist die Anwendung des 
„Modells Schwammstadt“ in diesem Verfahren nicht möglich. 

Es wurden alle Steuerungsinstrumente in der Bauleitplanung 
genutzt um die ökologische Bilanz bei der geringen Erweite-
rung des Sondergebietes nicht zu verschlechtern. Ein Teil der 
geplanten Gebäudeerweiterung wird mit einem Gründach (ca. 
290 m2 Fläche) ausgeführt. Die nicht überdachten Stellplätze 
werden mit wasserdurchlässigen Belägen ausgeführt. Aus o.g. 
Gründen wird der Anregung wie oben geschildert Rechnung 
getragen.  
 

Der Erhalt der PV-Anlagen am Dach des EDEKA-Marktes und auf der überdachten Park-
platzfläche muss gesichert sein. 
Der umweltfreundliche Betrieb des mit der Wärme-Strom-Genossenschaft Schwabach er-
richtete BHKW sollte für die nachhaltige Versorgung mit Strom und Wärme weiterhin garan-
tiert sein. 
Für die Erweiterungsdachfläche soll verpflichtend die Errichtung einer PV Anlage festge-
schrieben werden. 
Die festgelegte Niedrigenergiebauweise muss optimal ausgenutzt   werden. 
 

Durch die getroffene Festsetzung „Fläche für offene Großga-
rage“ ist die Überdachung der bestehenden Stellplatzanlage 
planungsrechtlich gesichert. Die PV-Anlagen auf der o.g. Flä-
che ist zulässig und der Erhalt somit ebenfalls gesichert.  
Die Erweiterung des Hautgebäudes wird wie im Bestand mit ei-
nem Satteldach ausgeführt. 
Auf den mit einem Flachdach geplante Gebäudeteile werden 
die Dachflächen extensiv begrünt. Der Energiestandard des 
Erweiterungsbaus richtet sich nach den geltenden Richtlinien 
bzw. Verordnungen. 
 

Ob eine Erweiterung des Vollsortimenters um fast 1/3 Fläche wünschenswert ist, sollte in 
Form einer Bürgerbefragung abgeklärt werden. In vielen öffentlichen Statistiken und Diskus-
sionen hat sich herausgestellt, dass viele ältere Menschen, die Hauptkunden der heutigen 
Supermärkte, keine Sortimentserweiterung - niemand braucht 50 verschiedene Joghurtar-
ten - mehr erwarten. Sie brauchen vielmehr kurze Wege zu den Dingen, die sie in üblicher 
Gewohnheit kaufen. Eine um 700qm erweiterte Einkaufsfläche würde für diesen alternden 
Kundenkreis das Einkaufen nur erschweren. 
Mit diesem Argument wird der Bedarf eines um 1/3 vergrößerten Marktes angezweifelt. 
 

Die Erweiterung des Lebensmittelmarktes ist nicht zwangsläu-
fig mit einer Erweiterung des Sortimentes verbunden. Diese 
notwendige Erweiterung basiert auf den Ergebnissen des er-
stellten und vom Stadtrat im Jahre 2019 zur Umsetzung be-
schlossenen Einzelhandels-, Zentren- und Tourismuskonzep-
tes 2019.  
Für die Versorgung der Bevölkerung sind die größere Lebens-
mittelmärke die als Vollsortimenter gelten (hier: EDEKA) sehr 
wichtig. Dadurch bieten sie im Gegenteil zum Disccounter-Le-
bensmittelmärke eine umfangreiche Sortimentspalette. Diese 
Auswahl an Lebensmittel ist ein Qualitätsmerkmal eines sol-
chen Vollsortimenters Sie übernehmen eine wichtige Versor-

http://www.unitracc.de/aktuelles/artikel/das
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gungsaufgabe und versorgen durch Ihre Funktion als Magnet-
betrieb nicht nur den jeweiligen südwestlichen Stadtteil, son-
dern auch umliegende Gebiete. 
Die Zielsetzung des Bauleitplanverfahren S-95-00, 1. Ände-
rung sieht eine geringere Erweiterung des Lebensmittelmark-
tes auf der Erweiterungsfläche und dessen Modernisierung 
vor. Die o.g. Erweiterungsfläche wird direkt an die bestehende 
Siedlungseinheit angebunden (vgl. Punkt (Z)-Neue Siedlungs-
flächen des LEP) und befinden sich wie auch des bestehende 
EDEKA-Markt an städtebaulich integriertem Standort (s. Ein-
zelhandelskonzept der Stadt Schwabach). 

Industrie- und Handelskammer Nürnberg (17.11.2021)  

nach Prüfung der Unterlagen und Rücksprache mit unserem zuständigen IHK-Gremium 
dürfen wir Ihnen mitteilen, dass seitens der IHK Nürnberg für Mittelfranken in ihrer Rolle als 
Vertreterin der gesamtwirtschaftlichen Interessen keine Einwände gegen die o.g. Planung 
bestehen. 
Mit der vorgesehenen Ausweisung zur Erweiterung eines bestehenden Betriebes kann des-
sen innerbetriebliche Funktionsverbesserung erreicht werden und der Standort in der Nähe 
zu Wohngebieten weiterhin als Nahversorgungsstandort gesichert werden, was dem Ziel 
der „Stadt der kurzen Wege" entspricht. 
Die IHK Nürnberg für Mittelfranken setzt sich für eine nachhaltige Standortentwicklung ein 
und weist stets auf einen verantwortungsvollen Umgang mit der knappen Ressource Fläche 
hin, um den Raum für zukünftige Entwicklungen in allen Bereichen (Wohnen, Gewerbe, Ein-
zelhandel und Soziales) zu sichern. Aus diesen genannten Gründen haben wir grundsätzli-
che Anregungen, die in der Zukunft eine größere Aufmerksamkeit in der Planung von Ge-
werbestandorten erfahren könnten: 
• Mehrgeschossige Lösungen für Verkaufs- und Parkflächen, wo es möglich ist, im Sinne 

einer modernen zukunftsfähigen Bebauung und zur Sicherstellung der Flächen für an-
dere Nutzungen wie Gewerbe und Wohnen. 

• Positive Auswirkungen auf die Flächenversiegelung hätte auch eine Dach- und Fassa-
denbegrünung durch verbindliche Festsetzungen im Bebauungsplan. Aus den Begrü-
nungsmaßnahmen resultiert nicht nur ein vorbeugender Hochwasserschutz, Luftreinhal-
tung und Klimaschutz, sondern auch positivere Wahrnehmung des Siedlungsbildes. 

• Schließlich weisen wir noch auf die positiven Effekte auf das Image des Einzelhandels 
hin, die durch eine moderne nachhaltige Gestaltung des Standorts entstehen können. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Gleichlau-
tende Stellungnahme wurde bereits in der Stadtratssitzung am 
30.09.2020 abgewogen (sehe nachstehend in grauer Schrift). 
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Der Einzelhandel könnte durch eine zukunftsfähigere Erscheinung positivere Ausstrah-
lung erzielen und somit die Attraktivität der Stadt erhöhen. 

Gerne stehen wir für weitere wirtschaftsrelevante Gespräche zur Verfügung und danken für 
die Beteiligung am Verfahren. 

Industrie- und Handelskammer Nürnberg (06.07.2020)  

Nach Prüfung der Unterlagen und Rücksprache mit unserem zuständigen IHK-Gremium 
dürfen wir Ihnen mitteilen, dass seitens der IHK Nürnberg für Mittelfranken in ihrer Rolle als 
Vertreterin der gesamtwirtschaftlichen Interessen keine Einwände gegen die o.g. Planung 
bestehen. 
Mit der vorgesehenen Ausweisung zur Erweiterung eines bestehenden Betriebes kann des-
sen innerbetriebliche Funktionsverbesserung erreicht werden und der Standort in der Nähe 
zu Wohngebieten weiterhin als Nahversorgungsstandort gesichert werden, was dem Ziel 
der „Stadt der kurzen Wege" entspricht. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die IHK Nürnberg für Mittelfranken setzt sich für eine nachhaltige Standortentwicklung ein 
und weist stets auf einen verantwortungsvollen Umgang mit der knappen Ressource Fläche 
hin, um den Raum für zukünftige Entwicklungen in allen Bereichen (Wohnen, Gewerbe, Ein-
zelhandel und Soziales) zu sichern. Aus diesen genannten Gründen haben wir grundsätzli-
che Anregungen, die in der Zukunft eine größere Aufmerksamkeit in der Planung von Ge-
werbestandorten erfahren könnten: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

• Mehrgeschossige Lösungen für Verkaufs- und Parkflächen, wo es möglich ist, im Sinne 
einer modernen zukunftsfähigen Bebauung und zur Sicherstellung der Flächen für an-
dere Nutzungen wie Gewerbe und Wohnen. 

Es sind aus städtebaulichen Gründen (direkte Nähe zum ge-
planten Wohngebiet) keine mehrgeschossige Verkaufs- und 
Parkflächen vorgesehen. Die Erweiterung des Sondergebietes 
wird mit wenigen Veränderung des Bestandes vorgenommen. 
 

• Positive Auswirkungen auf die Flächenversiegelung hätte auch eine Dach- und Fassa-
denbegrünung durch verbindliche Festsetzungen im Bebauungsplan. Aus den Begrü-
nungsmaßnahmen resultiert nicht nur ein vorbeugender Hochwasserschutz, Luftreinhal-
tung und Klimaschutz, sondern auch positivere Wahrnehmung des Siedlungsbildes. 

 

Ein Teil der geplanten Gebäudeerweiterung wird mit einem 
Gründach (ca. 290 m2 Fläche) ausgeführt. Die nicht überdach-
ten Stellplätze werden mit wasserdurchlässigen Belägen aus-
geführt. Der Anregung wird wie oben geschildert Rechnung ge-
tragen. 

• Schließlich weisen wir noch auf die positiven Effekte auf das Image des Einzelhandels 
hin, die durch eine moderne nachhaltige Gestaltung des Standorts entstehen können. 
Der Einzelhandel könnte durch eine zukunftsfähigere Erscheinung positivere Ausstrah-
lung erzielen und somit die Attraktivität der Stadt erhöhen. 

 

s. vorstehende Stellungnahme. 
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Kaiser- Biburger - Frauenkommission   

Kein Äußerung  

Landesverband des Bayerischen Einzelhandels e.V.  

Kein Äußerung  

Landratsamt Roth – Gesundheitsamt (11.10.2021)  

Als Träger öffentlicher Belange werden folgende Anregungen und Hinweise gegeben: 
 Die Stadt Schwabach als Träger der Wasserversorgung hat nach der Gemeindeordnung 

für den Freistaat Bayern (GO) sicher zu stellen, dass Wasser für den menschlichen Ge-
brauch (Trinkwasser) in ausreichender Menge und Qualität nach den gesetzlichen Vorga-
ben (Trinkwasserverordnung §§5-7a) zur Verfügung gestellt wird. 
 

 Die Abwasserentsorgung hat zentral zu erfolgen. Eine Prüfung über die ausrei-
chende Kapazität der Kläranlage ist im Vorfeld durchzuführen. 
 
Bei der Planung ist für die Versickerung von Oberflächenwasser aus Verkehrsflächen die 
Herkunft des Wassers und dessen mögliche Belastung zu beachten. Ggf. muss eine ge-
sonderte Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes eingeholt werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Im Beteiligungsverfahren waren die Stadtwerke Schwabach 
beteiligt und die Versorgung mit Wasser als gesichert, bestä-
tigt.  
 
 
Das Tiefbaumt der Stadt Schwabach hat keine Einwände ge-
äußert und somit die Abwasserentsorgung als gesichert bestä-
tigt. 
Der Hinweis wurde in den Festsetzungen des Bebauungspla-
nes berücksichtigt. Im Rahmen der wasserrechtlichen Geneh-
migung zur Erstellung einer Entwässerungsplanung formulier-
ten Auflagen werden dabei beachtet.  
Im Rahmen der Baugenehmigungsprüfung wird das Landrats-
amt beteiligt, die geprüfte und genehmigte Entwässerungspla-
nung wird dem genehmigten Bauantragsunterlagen beigelegt. 
 

Landratsamt Roth – Gesundheitsamt – (06.06.2020)  

Die im Betreff genannten Planunterlagen sind beim Gesundheitsamt Roth eingegangen und 
wurden einer ausführlichen Prüfung unterzogen. 
Es ergeben sich keine Einwände von Seiten der unteren Behörde für Gesundheit. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

• Die Ver- und Entsorgung des im Betreff genannten Gebietes ist sicherzustellen. Die ge-
plante Konzeption zur Versorgung mit Trinkwasser und die Entsorgung des Abwassers 
ist dem Gesundheitsamt vorzulegen. Eine ausreichende Dimension der geplanten Ver- 
Entsorgungsleitungen, vor allem zur Abdeckung von Spitzen muss gewährleistet sein. 

 

Die Ver-und Entsorgung wird durch die getroffenen Festset-
zungen im Bebauungsplan S-95-00, 1. Änderung abgesichert. 
Die Vorplanung der Erweiterung des EDEKA-Marktes wurde 
mit dem städtischen Tiefbauamt ausgearbeitet und entspricht 
den technischen Regelwerken. 
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• Bei der Beseitigung von Niederschlagswasser sind Herkunft und der mögliche Verschmut-
zungsgrad zu berücksichtigen. Bei zusätzlicher Verschmutzung des Niederschlagswas-
sers durch Verkehrsflächen z.B. durch Fahrzeuge, ist die Einleitung in ein Gewässer ohne 
Vorbehandlung von der Empfindlichkeit des Gewässers bzw. des Vorfluters abhängig. 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg als amtlicher Sachverständiger ist über die Pla-
nung zu informieren. Die Anforderungen an die Einleitung sind im § 8 WHG formuliert. 
Die Benutzungsbedingungen und -auflagen und Hinweise des WWA Nürnberg sind im 
Bescheid zu berücksichtigen. 

 

Der Hinweis, der die objektbezogene Entwässerungsplanung 
betrifft, wurde bei der Ausarbeitung der Festsetzungen des Be-
bauungsplanes berücksichtigt. Im Rahmen der wasserrechtli-
chen Genehmigung zur Erstellung einer Entwässerungspla-
nung formulierten Auflagen werden dabei beachtet.  
Im Rahmen der Baugenehmigungsprüfung wird das Landrats-
amt beteiligt, die geprüfte und genehmigte Entwässerungspla-
nung wird dem genehmigten Bauantragsunterlagen beigelegt.  

N-ERGIE Netz GmbH (21.10.2021)  

in der Anlage erhalten Sie Bestandspläne der N-ERGIE Netz GmbH im Bereich der exter-
nen Ausgleichsfläche. Diese Bestandspläne besitzen nur informellen Charakter.  
Die Bestandspläne enthalten Anlagen der N-ERGIE Netz GmbH.  
Zusätzlich zu den auf den überlassenen Plänen bekannt gegebenen Anlagen können sich 
vor Ort weitere im Eigentum Dritter stehende Anlagen - insbesondere Kabel, Rohre oder 
Leitungen zum Anschluss von Erneuerbaren Energieanlagen - befinden, für die wir nicht zu-
ständig sind.  
Über diese können wir keine Auskunft geben und diese sind deshalb auch nicht im Plan-
werk dokumentiert. Hierfür ist der jeweilige Anlagenbetreiber zuständig. 
 
Für die 20 kV-Freileitungstrasse besteht ein Bewuchsbeschränkungsbereich von beidseitig  
15,00 m ab Leitungsachse.  
Innerhalb dieses Bereiches dürfen nur Gehölze mit einer max. Wuchshöhe von 4,50 m ge-
pflanzt werden.  
Zu einer Bepflanzung außerhalb dieses Bereiches erheben wir keine Einwände.  
Wir bitten Sie den vorher genannten Punkt in den Erläuterungsbericht mit aufzunehmen und 
zu veranlassen, dass wir bei allen öffentlichen und privaten Planungen und Bauvorhaben 
wie z.B. Straßen- und Kanalbauarbeiten, Baumpflanzungen etc. rechtzeitig in den Verfah-
rensablauf eingebunden werden.  
 
 
 
 
Die aktuellen Datenschutzhinweise zum Umgang mit personenbezogenen Daten finden Sie 
auf unserer Internetseite www.n-ergie-netz.de. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der vorgebrachten Anregung wurde Rechnung getragen und 
bei der Ausarbeitung des Maßnahmenplanes auf der externen 
ökologischen Ausgleichsfläche in der Gemeinde Kammerstein 
entsprechend berücksichtigt (s. Anlage 3 zur Begründung). Es 
werden nur Sträucher gepflanzt, die eine Höhe von 4,50 m in 
aller Regel nicht überschreiten. Damit sich auch keine Baumar-
ten wild ansiedeln und diese Höhe überschreiten, wird die He-
cke auch während der Pflegephase einmal auf stock gesetzt. 
Die Abstände zum Medium der Leitung werden eingehalten. 
 
Im Rahmen der Baugenehmigungsprüfung wird die N-Ergie-
Netz GmbH mit eingebunden.  
 
Der Hinweis auf die aktuellen Datenschutzhinweise wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Planungsverband Region Nürnberg (19.11.2021)  

Unsere Stellungnahme entnehmen Sie bitte dem beiliegenden Gutachten des Regionsbe-
auftragten, 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Planungsverband Region Nürnberg (19.06.2020)  

Unsere-  Stellungnahme entnehmen Sie bitte dem beiliegenden Gutachten des Regionsbe-
auftragten.  
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Regierung von Mittelfranken (17.11.2021)  

die Regierung von Mittelfranken nimmt als höhere Landesplanungsbehörde anhand der 
von ihr in dieser Eigenschaft ausschließlich zu vertretenden überörtlich raumbedeutsa-
men Belange der Raumordnung und Landesplanung zum o.a. Entwurf wie folgt Stellung: 
In der Stadt Schwabach soll der Bebauungsplan S-95-00 zur Erweiterung des bestehen-
den EDEKA- Marktes an der Nördlinger Straße geändert werden. Es ist beabsichtigt das 
bestehende Sondergebiet in Richtung Norden zu erweitern und erneut ein Sondergebiet 
mit Zweckbestimmung „Einzelhandel mit Kernsortiment Lebensmittel“ festzusetzen. Die 
Erweiterungsfläche umfasst das Flurstück Nr. 1134/1, Gemarkung Schwabach mit einer 
Größe von etwa 0,2 ha (eigene Messung). Der Standort  ist bislang unbeplant und wird 
landwirtschaftlich genutzt. Westlich schließt das Sportgelände des SC 04 Schwabach, 
südwestlich gewerbliche Bauflächen und östlich Wohnbauflächen an das Plangebiet an. 
Im Parallelverfahren wird der wirksame Flächennutzungsplan entsprechend geändert. 
Das Vorhaben wurde im Rahmen einer Voreinschätzung (vgl. RMF-SG24-8314.01-8-13-
2 vom 20.09.2019) und im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB bereits beurteilt (vgl. RMF-
SG24-8314.01-8- 13-4 vom 17.06.2020). Die Stellungnahmen werden aufrechterhalten. 
Die zulässige Abschöpfungs quote gemäß Ziel 5.3.3 LEP Bayern wird auf Basis der er-
gänzten textlichen Festsetzungen eingehalten. Es wird jedoch weiterhin empfohlen im 
Sinne einer rechtlich eindeutigen Darstellung für das beabsichtigte Vorhaben konkret ei-
nen Lebensmittelsupermarkt und einen Backshop/Café festzusetzen. Einwendungen 
aus landesplanerischer Sicht werden bei Beachtung dieses Hinweises weiterhin 
nicht erhoben. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Bebau-
ungsplan wurde die Verkaufsfläche für den Lebensmittelmarkt 
und Bäcker /Cafe/ Gastronomie festgesetzt. 
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Regierung von Mittelfranken (17.06.2020)  

Die Regierung von Mittelfranken nimmt als höhere Landesplanungsbehörde anhand der 
von ihr in dieser Eigenschaft ausschließlich zu vertretenden überörtlich raumbedeutsa-
men Belange der Raumordnung und Landesplanung zum o.a. Entwurf wie folgt Stellung: 
 

 

In der Stadt Schwabach soll der Bebauungsplan S-95-00 zur Erweiterung des bestehenden 
EDEKA Marktes an der Nördlinger Straße geändert werden. Es ist beabsichtigt das be-
stehende Sondergebiet in Richtung Norden zu erweitern und erneut ein Sondergebiet mit 
Zweckbestimmung „Einzelhandel mit Kernsortiment Lebensmittel" festzusetzen. Die Er-
weiterungsfläche umfasst das Flurstück Nr. 1134/1, Gemarkung Schwabach mit einer 
Größe von etwa 0,2 ha (eigene Messung). Der Standort ist bislang unbeplant und wird land-
wirtschaftlich genutzt. Westlich schließt das Sportgelände des SC 04 Schwabach, südwest-
lich gewerbliche Bauflächen und östlich Wohnbauflächen an das Plangebiet an. Im Paral-
lelverfahren wird der wirksame Flächennutzungsplan entsprechend geändert. 
 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

Folgende Erfordernisse der Raumordnung und Landesplanung sind einschlägig: 
 
3.3 Vermeidung von Zersiedelung - Anbindegebot 
(G) Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige 
Siedlungsstruktur sollen vermieden werden. 
 

Die Ziele des Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und 
im Regionalplan Industrieregion werden sowohl bei der 4.  
Teiländerung des FNP wie auch im laufenden Änderungsver-
fahren zum Bebauungsplan S-95-00 beachtet. Die Zersiedlung 
der Landschaft wird in der Weise verhindert in dem die Erwei-
terung der Sonderbaufläche gleich im Anschluss an die beste-
hende Sonderbaufläche in wirksamen FNP erfolgt. 

(Z) Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten 
auszuweisen. 
 

Die Erweiterungsfläche wird direkt an die bestehende Sied-
lungseinheit angebunden und befindet sich wie auch der be-
stehende EDEKA-Markt an städtebaulich integriertem Stand-
ort. Die städtebauliche Integration von Einzelhandelsgroßpro-
jekten dient einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölke-
rung. Sie trägt darüber hinaus zum Schutz des Orts- und Land-
schaftsbildes und zu einer Minimierung der Freiflächeninan-
spruchnahme bei und ist damit Ausdruck einer nachhaltigen 
Siedlungsentwicklung. 

LEP 5.3.1 Lage im Raum 
(Z) Flächen für Betriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Baunutzungsverordnung so-
wie für Agglomerationen (Einzelhandelsgroßprojekte) dürfen nur in Zentralen Orten aus-
gewiesen werden. 
 

Der Standort des EDEKA Marktes an der Nördlinger Straße mit 
der beabsichtigten Flächenausweisung in Erweiterung des be-
stehenden EDEKA-Marktes wäre als angebunden im Sinne 
des Ziels 3.3. „Vermeidung von ‚Zersiedelung- Anbindungsge-
bot“ - LEP Bayern und als städtebauliche intergiert im Sinne 
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des Ziels 5.3.2 „Lage in der Gemeinde“ -LEP Bayern zu bewer-
ten. 
Diese Vorgaben wurden bei diesem bereits schon bestehen-
den Standort und dessen geplanter Erweiterung beachtet. 

LEP 5.3.2 Lage in der Gemeinde 
(Z) Die Flächenausweisung für Einzelhandelsgroßprojekte hat an städtebaulich integrier-
ten Standorten zu erfolgen. 
 

Die aktuelle landesplanerische Überprüfung der geplanten Er-
weiterung des EDEKA- Einzelhandelsgeschäftes durch die Re-
gierung von Mittelfranken hat ergeben, dass der Standort der 
beabsichtigten Flächenausweisung in Erweiterung des beste-
henden EDEKA-Marktes als angebunden im Sinne des Ziels 
3.3–LEP Bayern und als städtebaulich intergiert im Sinne des 
Ziels 5.3.2–LEP Bayern zu bewerten ist. 
Im Sinne einer wohnortnahen, flächendeckenden Versor-
gungsstruktur sollen die wohngebietsintegrierten Nahversor-
gungsstandorte und die wohngebietsnahen Standorte zu-
kunftsfähig und maßstäblich abgesichert werden. Diesen 
Standorten soll die Möglichkeit eingeräumt werden, sich an 
den Bestandsstandorten maßvoll weiterzuentwickeln, um sich 
an die aktuellen Marktanforderungen des Lebensmittelhandels 
anpassen zu können. 
 
Durch die geplante Erweiterung des EDEKA-Einzelhandels 
wird dieser Nahversorgungsstandort die wohnortsnahe Versor-
gung weiterhin gesichert und entsprechend der Zielsetzung 
des Einzelhandelskonzeptes für die Stadt Schwabach maßvoll 
entwickelt. 

LEP 5.3.3 - Zulässige Verkaufsflächen 
(Z) Durch Flächenausweisungen für Einzelhandelsgroßprojekte dürfen die Funktionsfähig-
keit der Zentralen Orte und die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung im Einzugs-
bereich dieser Einzelhandelsgroßprojekte nicht wesentlich beeinträchtigt werden. Soweit 
sortimentsspezifische Verkaufsflächen die landesplanerische Relevanzschwelle über-
schreiten, dürfen Einzelhandelsgroßprojekte, 
- soweit in ihnen Nahversorgungsbedarf oder sonstiger Bedarf verkauft wird, 25 v.H., 
- soweit in ihnen Innenstadtbedarf verkauft wird, für die ersten 100 000 Einwohner 30 

v.H., für die 100 000 Einwohner übersteigende Bevölkerungszahl 15  v.H. 
 der sortimentsspezifischen Kaufkraft im einschlägigen Bezugsraum abschöpfen. 
 

Im früheren Verfahren zum Bebauungsplan S-95-00 „Lebens-
mittel- und Getränkemarkt an der Nördlinger Straße“ und der 
Teiländerung des FNP wurde sowohl der Landesverband des 
Bayerischen Einzelhandels e.V. als auch die Regierung von 
Mittelfranken beteiligt. In den abgegebenen Stellungnahmen 
wurden damals keine wesentlichen Auswirkungen auf die 
Raumordnung und Landesplanung erwartet. 
 

Mit der geplanten Verkaufsfläche des EDEKA Vollsortimenters 
von ca. 2.515 m2 würde die zulässige Abschöpfungsquote im 
Nahversorgungsbedarf von 25 v.H. eingehalten. 
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Auch der Bäcker, der als ein eigenständiger Betrieb des Nah-
versorgungsbedarfs zu verstehen ist, würde sich mit einer Ver-
kaufsfläche von 290 m2 im landesplanerisch zulässigen Be-
reich bewegen (Ziel 5.3.3. „Zulässige Verkaufsfläche“ – LEP 
Bayern).  
Im Sinne einer rechtlich eindeutigen Darstellung wird die Ver-
kaufsflächenzahl für einen Lebensmittelvollsortimenter /Super-
markt und für einen Bäcker als eigenständiger Handwerksbe-
trieb im Bebauungsplan festgesetzt. 

Der Umfang der zulässigen Einzelhandelsnutzung ist im Be-
bauungsplan durch eine betriebsbezogene Verkaufsflächen-
obergrenze von 2.600 m2 festgelegt.  
In der festgesetzten Verkaufsflächenobergrenze für den Le-
bensmittelmarkt ist das branchenübliche Randsortiment inbe-
griffen. Eine höhere Verkaufsfläche, als festgesetzt, soll nicht 
zulässig sein, um eine Ansiedlung von Lebensmitteleinzelhan-
del in der Innenstadt nicht zu erschweren. 
 

Bewertung aus landesplanerischer Sicht 
Die Stadt Schwabach als gemeinsame Metropole mit den Städten Nürnberg, Fürth und Er-
langen ist für die Flächenausweisung für einen Betrieb im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 
der Baunutzungsverordnung geeignet (Ziel 5.3.1 „Lage im Raum“ - LEP Bayern). Der Stand-
ort der beabsichtigen Flächenausweisung in Erweiterung des bestehenden EDEKA-
Marktes ist als angebunden im Sinne des Ziels 
3.3 Vermeidung von Zersiedelung - Anbindegebot - LEP Bayern und als städtebaulich in-
tegriert im Sinne des Ziels 5.3.2 „Lage in der Gemeinde“ -LEP Bayern zu bewerten. 
 
Da in den vorliegenden Unterlagen keine textlichen Festsetzungen enthalten sind, ist eine 
Bewertung der Vereinbarkeit der am Einzelhandelsstandort geplanten Verkaufsflächen mit 
den zulässigen Abschöpfungsquoten aktuell nicht möglich (Ziel 5.3.3 LEP Bayern). Es 
kann zwar einerseits auf die Ausführungen in der Begründung und die entsprechende Vor-
einschätzung aus landesplanerischer Sicht zur potentiellen Änderung des Bebauungs-
plans  
S-95-00 verwiesen werden (vgl. Begründung S. 9f und RMF-SG24-8314.01-8-13-2 vom 
20.09.2019). Maßgeblich sind jedoch die verbindlichen textlichen Festsetzungen zur Art 
der baulichen Nutzung mit den konkret festgelegten Betriebstypen samt zugehöriger Ver-
kaufsflächenzahlen. Im Sinne einer rechtlich eindeutigen Darstellung wird hier erneut 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Unterlange zur öffentlichen Auslegung beinhalten alle not-
wenigen Festlegungen um die genannte Prüfung vorzuneh-
men.   
Die aktuelle landesplanerische Überprüfung des EDEKA- Ein-
zelhandelsgeschäftes durch die Regierung von Mittelfranken 
(RMF-SG24-8314.01-8-13-2 vom 20.09.2019) hat ergeben, 
dass der Standort der beabsichtigten Flächenausweisung in 
Erweiterung des bestehenden EDEKA-Marktes als angebun-
den im Sinne des Ziels 3.3 LEP Bayern und als städtebauliche 
intergiert im Sinne des Ziels 5.3.2 LEP Bayern zu bewerten ist.  
Mit der geplanten Verkaufsfläche des EDEKA-Vollsortimenters 
von ca. 2.600 m2 würde die zukünftige Abschöpfungsquote im 
Nahversorgungsbedarf von 25 v. H eingehalten.  
 
Gegenüber der 1. Änderung des Bebauungsplanes S-95-00 
werden seitens der Regierung von Mittelfranken keine Einwen-
dungen aus landesplanerischer Sicht erhoben.. 
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empfohlen, für das beabsichtigte Vorhaben einen Lebensmittelsupermarkt und einen Bä-
cker im Bebauungsplan konkret festzusetzen (vgl. RMF-SG24-8314.01-8-13-2 vom 
20.09.2019). 
Gegenüber der 1. Änderung des Bebauungsplans S-95-00 werden Einwendungen aus 
landesplanerischer Sicht bei Beachtung der o.g. Hinweise nicht erhoben. 
 

Regionsbeauftragter bei der Regierung von Mittelfranken (18.11.2021)  

Bereits mit Schreiben vom 18.06.2020 wurde aus regionalplanerischer Sicht Stellung ge-
nommen. Diese Stellungnahme wird inhaltlich aufrechterhalten. Weitere Anmerkungen 
sind nicht angezeigt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es wird auf 
die vorstehende Stellungnahme zum Schreiben der Regierung 
von Mittelfranken vom 17.06.2020 (in grauer Schrift) verwie-
sen. 
 

Regionsbeauftragter bei der Regierung von Mittelfranken (18.06.2020)  

Bezüglich der einschlägigen einzelhandelsrelevanten Ziele des Landesentwicklungspro-
gramms Bayern (LEP) wird auf die diesbezügliche Stellungnahme der Höheren Landes- 
planungsbehörde der Regierung von Mittelfranken vom 17.06.2020 verwiesen, der sich 
aus regionalplanerischer Sicht inhaltlich angeschlossen wird.  
 

Es wird auf die vorstehende Stellungnahme verwiesen. 

Regierung von Mittelfranken - Gewerbeaufsichtsamt -, Ansbach (18.10.2021)  

Bei der oben genannten Bauleitplanung werden die vom Gewerbeaufsichtsamt der Regie-
rung von Mittelfranken wahrzunehmenden öffentlichen Belange nicht berührt. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Regierung von Mittelfranken - Gewerbeaufsichtsamt -, Ansbach (04.06.2020)  

Bei den oben genannten Bauleitplanungen werden die vom Gewerbeaufsichtsamt der Re-
gierung von Mittelfranken wahrzunehmenden öffentlichen Belange nicht berührt. 
 

Es wird auf die vorstehende Stellungnahme verwiesen. 

Staatliches Bauamt Nürnberg  

seitens des Staatlichen Bauamtes Nürnberg stimmen wir der vorgelegten Änderung 
bzw. Aufstellung des Bebauungsplanes zu, wenn folgende Auflagen berücksichtigt 
und aufgenommen werden: 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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1. Außerhalb des Erschließungsbereiches der Ortsdurchfahrt gelten gemäß § 9 Abs. 1 
FStrG für bauliche Anlagen an Bundesstraßen bis 20,0 m Abstand vom äußeren 
Rand der Fahrbahndecke Bauverbot. Die entsprechende Anbauverbotszone ist im 
Bauleitplan textlich und planerisch darzustellen und von jeglichen baulichen Anla-
gen (Nebenanlagen, befestigten Flächen, Stellplätzen, Werbeanlagen, Einfriedungen, 
Lagerflächen und sonstigen Anlagen, die nach der BayBO genehmigungsfrei sind) 
freizuhalten. 

 
Eine Ausnahmebefreiung vom Bauverbot wird lediglich für die bereits bestehenden 
Stellplätze, Werbeanlagen und den Lärmschutz erteilt. 

 
Unterlagen zur Anpassung des Geh- und Radweges und ggf. zur Anpassung des 
Lärmschutzes sind zusammen mit den weiter unten genannten Planunterlagen zur 
Erstellung der notwendigen Vereinbarung rechtzeitig bei Frau Böhm zur Genehmi-
gung vorzulegen. 
 
 
 
 
 
 

2. Eine unmittelbare Zufahrt vom Bauleitplangebiet zur Bundesstraße B466 ist nicht 
zulässig. Die Erschließung der Grundstücke des Bauleitplangebietes ist, wie ge-
plant, ausschließlich über den Uigenauer Weg bzw. das untergeordnete Straßen-
netz vorzusehen. · 

 
 
3. Über den Umbau der Kreuzung inkl. der Änderungen/ Anpassungen im Bereich 

der Bundesstraße B466, ist vor Rechtsverbindlichkeit des Bauleitplanes eine Ver-
einbarung zwischen der Stadt Schwabach und dem Staatlichen Bauamt Nürnberg 
abzuschließen, in der die technischen Einzelheiten, sowie die Kostentragung zu re-
geln sind. 

 
Der Abschluss der Vereinbarung ist rechtzeitig, unter Beigabe der abgestimmten Pla-
nung, beim Staatlichen Bauamt Nürnberg, Frau Julia Böhm, zu beantragen. · 
Bei der favorisierten Variante 1 muss hier noch die richtlinienkonforme Führung des 
Radverkehrs überarbeitet werden. Sinnvoll ist unseres Erachtens nach auch eine sepa-
rate Busphase für beide Fahrtrichtungen. Details zur Planung sind hier bitte mit Frau 
Böhm abzustimmen. 

1. Bei der Umsetzung des rechtsgültigen Bebauungsplanes  
S-95-00 wurde im Jahre 2001 eine Lärmschutzwand entlang 
der südöstlichen Geltungsbereichsgrenze errichtet. Diese 
genehmigte Anlage sowie die bestehende und bereits ge-
nehmigte Werbeanlage, Stellplätze, Einfriedungen in der o.g. 
Bauverbotszone wurde unverändert in die Änderungspla-
nung übernommen. Die ordnungsgemäß genehmigten o.g. 
Anlagen genießen bereits Bestandschutz. 
Die abgestimmte abschließende Planungskonzeption zum 
Umbau des Knotenpunktes Nördlinger Straße (B466) / Uige-
nauer Weg / Am Steinernen Brücklein wurde mit Schreiben 
vom13.01.2022 dem StBA - Frau Böhm - übersandt. Mit 
Schreiben vom 01.02.2022 wurde grundsätzlich der Planung 
zugestimmt. Im weiteren Planungsstadium wird die Pla-
nungskonzeption durch ein Ingenieurbüro als Entwurfspla-
nung ausgearbeitet und ein Sicherheitsaudit erstellt. Dies bil-
det die Grundlage für den Abschluss eines Gestattungsver-
trages zwischen der Stadt Schwabach und dem StBA. Die fi-
nale planung inklusive des Sicherheitsaudits wird dem StBA 
zur Genehmigung vorgelegt. 
 

2. An der bestehenden Situation (Zufahrt ausschließlich vom U-
igenauer Weg) werden keine Änderungen vorgenommen. In 
den textlichen Festsetzungen wurde von Anfang an aufge-
nommen, dass eine unmittelbare Zufahrt vom Bauleitplan-
gebiet zur Bundesstraße B466 nicht zulässig ist. 

 
3. Der Anregung wird Rechnung getragen und vor Rechtsver-

bindlichkeit des Bebauungsplanes eine Vereinbarung zwi-
schen der Stadt Schwabach und dem StBA abgeschlos-
sen, in der die technischen Einzelheiten, sowie die Kosten-
tragung geregelt wird. Sobald eine Entwurfsplanung inklu-
sive des Sicherheitsaudits vorliegt, werden diese Unterlagen 
zur engeren Abstimmung dem StBA zugeleitet. Danach kann 
ein Gestattungsvertrag zwischen Stadt Schwabach und Bun-
desrepublik Deutschland, vertreten durch das StBA, unter-
schrieben werden. 
Die Planungskonzeption auf Basis der Variante 1 wurde in 
Bezug auf die Führung des Radweges überarbeitet. 
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4. Für den Umbau wird die Erstellung eines Sicherheitsaudits einschließlich des Audits 
für Barrierefreiheit gemäß den „Empfehlungen für das Sicherheitsaudit von Straßen 
(E-SAS) erforderlich. Dieses ist durch die Stadt Schwabach rechtzeitig zu beauftra-
gen. 

5. Der Grunderwerb für eventuell notwendige Flächen durch den Umbau muss sicherge-
stellt sein. Eine Bestätigung zum abgeschlossenen Grunderwerb ist mit der nächsten 
Beteiligung vorzulegen - bitte noch nachreichen - bzw. mit Beantragung der Vereinba-
rung vorlegen. 

 
 
 
 
 
 
 
6. Werbende oder sonstige Hinweisschilder sind gemäß § 9 Abs. 6 FStrG inner-

halb der Anbauverbotszone (20 m) unzulässig. Außerhalb der Anbauverbotszone 
sind sie so anzubringen, dass die Aufmerksamkeit des Kraftfahrers nicht beein-
trächtigt wird (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) und sie müssen am Ort der Leistung 
stehen. · 

 
 
 
7.  Werbeanlagen und Hinweisschilder, auch> 1m2, sind gesondert zu beantragen. 
 
8.  Wasser und Abwässer dürfen dem Straßenkörper der Bundesstraße nicht zu-

geleitet werden. Die Wirksamkeit der Straßenentwässerung darf nicht beein-
trächtigt werden. 

 
9.  Änderungen an der Entwässerungseinrichtung der Bundesstraße dürfen nur im 

Einvernehmen mit der Straßenbauverwaltung erfolgen. 
 
10.  Das Oberflächenwasser der Staedlerstraße muss durch entsprechende Ab 

läufe bzw. Entwässerungsrinnen zuverlässig gefasst und abgeleitet werden. 
 
11. Soweit durch die entwässerungstechnischen Maßnahmen ein wasserrechtlicher 

Tatbestand geschaffen wird, ist hierzu von der Stadt die wasserrechtliche Ge-
nehmigung der unteren Wasserbehörde einzuholen. 

4. siehe Punkt 1 
 
 
 

5. Bei der Ausarbeitung der Planungskonzeption zum Umbau 
der o.g. Kreuzung wird zum Zwecke der Verbreiterung des 
Gehweges und seine Umwidmung in „Gehweg-Fahrrad frei“ 
eine ca. 7 m2 große Fläche vom Grundstück Fl.Nr. 1135 be-
nötigt. Die Grunderwerbsverhandlungen wurden aufgenom-
men. Der benötigte Grund wird über einen städtebaulichen 
Vertrag gesichert. Der vor dem Satzungsbeschluss abzu-
schließende Vertrag zwischen der Stadt Schwabach und der 
Firma EDEKA wird nach dem Abschluss dem StBA über-
sandt. 

 
6. Um den fließenden Verkehr an der Bundesstraße B 466 

durch Ablenkung nicht zu beeinträchtigen, sind werbende 
und sonstige Hinweisschilder gem. § 9 Abs. 6 FStrG inner-
halb der Anbauverbotszone der Bundesstraße B 466 unzu-
lässig. Für den Geltungsbereich der Planung gilt die Werbe-
anlagensatzung der Stadt Schwabach in jeweils gültiger Fas-
sung. 

 
Punkt 7 bis 13 wurden bereits in der früheren Stellungnahme 
dem Stadtrat in seiner Sitzung am 30.09.2020 zur Abwägung 
vorgelegt. Siehe nachstehende Stellungnahme in grauer 
Schrift. 
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12. Der Straßenbaulastträger kann nicht für Schäden haftbar gemacht werden, die 

durch Einwirkung von Spritzwasser, Oberflächenwasser und Tausalz entste-
hen. 

13.Der Baulastträger der Bundesstraße trägt keine Kosten für Schallschutz maßnah-
men an den Anlagen, die Gegenstand des Bauleitplanes sind. Die Kosten für Pla-
nung, Errichtung und Unterhaltung von aktiven Lärmschutzeinrichtungen entlang 
der Bundesstraße trägt die Stadt. 

Wir bitten um Übersendung des Gemeinderatsbeschlusses, wenn unsere Stellung 
nahme behandelt wurde. Weiterhin bitten wir um Übersendung des rechtsgültigen 
Bauleitplanes (einschließlich Satzung). 
Wir bedanken uns für die Beteiligung im Verfahren und stehen für Rückfragen 
gerne zur Verfügung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Ergebnis der Behandlung der o.g. Stellungnahme im 
Stadtrat wird dem StBA zugeschickt.  
Nach Abschluss des Verfahrens werden die rechtskräftigen 
Planunterlagen dem StBA zugeschickt. 

Staatliches Bauamt Nürnberg (28.07.2020)  

Vielen Dank für die Verlängerung der Frist zur Stellungnahme. 
Seitens des Staatlichen Bauamtes Nürnberg können wir der vorgelegten Änderung 
bzw. Aufstellung des Bebauungsplanes nicht zustimmen. Wir stellen eine Zustim-
mung in Aussicht, wenn folgende Auflagen berücksichtigt, aufgenommen und recht 
zeitig, vor der erneuten Beteiligung zur Beurteilung und Prüfung, vorgelegt werden: 
 
1. Außerhalb des Erschließungsbereiches der Ortsdurchfahrt gelten gemäß § 9 Abs. 

1 FStrG für bauliche Anlagen an Bundesstraßen bis 20,0 m Abstand vom äußeren 
Rand der Fahrbahndecke Bauverbot. Die entsprechende Anbauverbotszone ist im 
Bauleitplan textlich und planerisch darzustellen und von jeglichen baulichen Anla-
gen (Nebenanlagen, befestigten Flächen, Stellplätzen, Werbeanlagen, Einfriedun-
gen, Lagerflächen und sonstigen Anlagen, die nach der BayBO genehmigungsfrei 
sind) freizuhalten. 

 
      Eine Ausnahmebefreiung von der Anbauverbotszone kann ausschließlich für die 

Errichtung von Lärmschutzanlagen und deren Bepflanzung, sowie für die Errich-
tung des geplanten Geh- und Radweges erteilt werden. Ein entsprechender An-
trag ist zur Genehmigung vorzulegen. 

 
 
 
 
 

 
Zur Klärung der angesprochenen Problematiken wurde am 
21.09.2020 ein Abstimmungsgespräch mit dem Staatlichen 
Bauamt mit folgendem Ergebnis geführt:  
 
 
1. Bei der Umsetzung des rechtsgültigen Bebauungsplanes S-

95-00 wurde im Jahre 2001 eine Lärmschutzwand entlang 
der südöstlichen Geltungsbereichsgrenze errichtet. Diese 
genehmigte Anlage sowie die bestehende und bereits ge-
nehmigte Werbeanlage, Stellplätze, Einfriedungen in der o.g. 
Bauverbotszone wurde unverändert in die Änderungspla-
nung übernommen. Weitere Lärmschutzwände sind im Gel-
tungsbereich der Planung innerhalb der Bauverbotszone 
nicht festgesetzt. Die Bauverbotszone ist zeichnerisch, 
textlich und planerisch in den Bebauungsplanunterlagen dar-
gestellt bzw. berücksichtigt. 
Auch der bestehende Fuß – und Radweg südlich von dem 
EDEKA-Markt wird in seiner Führung nicht verändert. 
Innerhalb der Bauverbortszone befinden sich schon die vor-
handene Lärmschutzanlage, Fuß – und Radweg sowie Be-
pflanzung, die bei der Realisierung des Bebauungsplanes S-
95-00 entstanden sind. 
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2. Eine unmittelbare Zufahrt vom Bauleitplangebiet zur Bundesstraße B466 ist nicht 

zulässig. Die Erschließung der Grundstücke des Bauleitplangebietes ist, wie ge-
plant, ausschließlich über den Uigenauer Weg bzw. das untergeordnete Straßen-
netz vorzusehen. 

 
3. Anhand der aktuellen und zu erwartenden Verkehrszahlen ist dem Staatlichen 

Bauamt Nürnberg, vor der erneuten Beteiligung im Bauleitplanverfahren, eine an-
gepasste Verkehrsuntersuchung, in welcher auch die Verkehrszunahme für den 
hier vorgelegten Bebauungsplan S-95-00, 1. Änderung "Einzelhandel mit Kernsorti-
ment Lebensmittel an der Nördlinger Straße" einfließen, vorzulegen. In der Verkehrs-
untersuchung ist auch das Fuß- und Radfahreraufkommen, sowie der Querungsbe-
darf zu berücksichtigen und zu be urteilen. 
Da es sich hier auf Grund der Verkaufsfläche um ein Einzelhandelsgroßprojekt 
handelt, sieht der LEP hier sog. integrierte Standorte vor. Dies bedeutet, dass wir 
mit der Erweiterung auch die fußläufige Erreichbarkeit beidseitig der Bundesstraße          
verbessern sollen. Da bereits eine Querungshilfe vorhanden ist, ist eine Fußgän-
gersignalanlage der richtige Weg. Auf Grund der hohen Verkehrsbelastung am 
Knotenpunkt in Spitzenzeiten ist diese nicht sinnvoll realisierbar. Aus diesem 
Grund fordern wir eine Vollsignalisierung des Knotenpunktes. Zusätzlich stellen wir 
in Frage, ob die durchschnittlichen Verkehrserzeugungswerte im Verkehrsgutachten 
für den zukünftigen Knotenpunkt überhaupt anwendbar sind. 
 
In unserer Stellungnahme vom 05.04.2001 zum o.g. Bebauungsplan wurde unter 
Punkt 2.4.1O festgehalten, dass die Stadt auch die Kosten für baulichen  oder sons-
tigen Änderungen im Zusammenhang mit der neuen Anbindung, die zu einem späte-
ren Zeitpunkt aufgrund verkehrlicher Belange oder für die Er schließung notwendig 
werden (z.B. Fußgängerquerungen) übernehmen muss. 
 
Das Staatliche Bauamt Nürnberg fordert daher, aufgrund der verkehrlichen Bedeu-
tung der B 466, aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs und für die 
Verkehrssicherheit der Fußgänger in diesem wichtigen Ortseingangsbereich und 
aufgrund der Ausweisung des vorliegenden Bauleitplangebietes S-116-17 und der 
parallel vorgelegten Änderung des Bebauungsplan S-95-00, 1. Änderung „Einzel-

Sollten zusätzlich neue derartige Anlagen geplant werden, 
werden entsprechende Anträge zur Genehmigung vorgelegt. 

    Der Anregung wird wie oben geschildert Rechnung getra-
gen. 

 
2. Die Zufahrt zum bestehenden Sondergebiet wird nicht verän-

dert. Die Erschließung des Lebensmittelmarktes erfolgt wie 
bisher vom Uigenauer Weg. 

 
 
3. Die angepasste Verkehrsuntersuchung mit dem prognosti-

zierten Verkehr zum Plangebiet S-95-00, 1. Änderung wurde 
dem StBA vorgelegt und in der gemeinsamen Besprechung 
am 21.09.2020 abgestimmt. Obwohl aus dem Verkehrsgut-
achten – im Bestand, Prognosenullfall und den Prognose-
planfällen - kein Handlungsbedarf an der Kreuzung B466 
Nördlinger Straße / Uigenauer Weg / Am Steinernen Brück-
lein abgeleitet werden kann, wurde im o.g. Abstimmungsge-
spräch vereinbart, dass die Kreuzung mit einer Lichtsignal-
anlage versehen wird. Hintergrund ist die Verkehrssicherheit 
und gute Erreichbarkeit des geplanten Wohngebietes und 
des erweiterten EDEKA–Marktes für Fußgänger und Radfah-
rer.  
Zusätzlich zur Ampelanlage soll der östlich der B466 verlau-
fende Geh- und Radweg in diesem Bereich verkehrssicher 
gestaltet und der westliche Geh- und Radweg asphaltiert 
werden. Außerdem soll die Bushaltestelle verlegt (und in 
dem Zusammenhang barrierefrei ausgebaut) werden. Der 
Zugang zu dem EDEKA-Markt soll ansprechender gestaltet 
werden. 
Die Stadt wird hierzu eine Planung erstellen. 
Das StBA wird dazu den Entwurf einer Planungs- und Durch-
führungsvereinbarung vorlegen. 

      Das StBA hat in Aussicht gestellt, dass die Finanzierung der 
Maßnahme gemeinsam nach den Kreuzungsrichtlinien erfol-
gen kann.  

      Die Planung soll so erfolgen, dass zum 01.09.2021 ein För-
derantrag gestellt und in der Folge 2022 mit der Umsetzung 
begonnen werden kann.   
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handel mit Kernsortiment Lebensmittel an der Nördlinger Straße", den Kreuzungs-
bereich Uigenauer Weg / B466 / Am Steinernen Brücklein richtlinienkonform mit ei-
ner Lichtsignalanlage auszustatten und speziell auch für die fuß- und radwegemä-
ßige Erschließung verkehrssicher umzubauen. 
Wir bitten hierzu um Stellungnahme bis zum 11.09.2020 und bitten auch um Vor-
lage der Planung zum Umbau / zur Erweiterung des EDEKA Marktes. 
 
Über den Umbau der Kreuzung ist eine Vereinbarung zwischen der Stadt Schwab-
ach und dem Staatlichen Bauamt Nürnberg vor Rechtsverbindlichkeit    des Bebau-
ungsplanes abzuschließen, in der die technischen Einzelheiten, sowie die Kostentra-
gung zu regeln sind. Für den Umbau wird die Erstellung eines Sicherheitsaudits 
einschließlich des Audits für Barrierefreiheit gemäß den „Empfehlungen für das Si-
cherheitsaudit von Straßen (E-SAS) erforderlich. 
 
 
 
 
 

4. Sämtliche durch die Änderungen der o.g. Einmündung entstehende Erneue rungs- 
und Unterhaltsmehrkosten sind der Straßenbauverwaltung gemäß ABBV zu erset-
zen (§ 12 Abs. 1 FStrG i.V.m. § 13 Abs. 3 FStrG). 

 
5. Der Grunderwerb für eventuell notwendige Flächen durch den Umbau muss si-

chergestellt sein. Eine Bestätigung zum abgeschlossenen Grunderwerb ist    mit der 
nächsten Beteiligung vorzulegen.  
 
 
 

6. Werbende oder sonstige Hinweisschilder sind gemäß § 9 Abs. 6 FStrG inner-
halb der Anbauverbotszone (20 m) unzulässig. Außerhalb der Anbauverbotszone 
sind sie so anzubringen, dass die Aufmerksamkeit des Kraftfahrers nicht beein-
trächtigt wird (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) und sie müssen am Ort der Leistung 
stehen. 

 
 
 

7. Werbeanlagen und Hinweisschilder, auch > 1m², sind gesondert zu beantra-
gen. 
 

Somit wird der Knotenpunkt Uigenauer Weg / (B466) - Am 
Steinernen Brücklein durch den geplanten Umbau voraus-
schauend verkehrssicher gemacht, die fußläufige und rad-
mäßige Erreichbarkeit verbessert. Dabei werden die geplan-
ten städtebaulichen Entwicklungen im Bereich des Gewerbe-
parks WEST (hier: geplante Ausfahrt über Uigenauer Weg) 
berücksichtigt. 
Unter den o.g. Rahmenbedingungen erhebt das StBA keine 
weiteren Einwände gegen die beiden Vorhaben.  

 
Nach der Ausarbeitung der Planunterlagen und der Abstim-
mung der daraus resultieren Kosten für den Umbau mit dem 
StBA wird unter Beachtung der getroffenen Vereinbarung 
vom 21.09.2020 eine Vereinbarung zum Umbau der Kreu-
zung 466 Nördlinger Straße / Uigenauer Weg / Am Steiner-
nen Brücklein und Kostenverteilung mit dem StBA geschlos-
sen. 

 
4. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
 

5. Für die geplante Sondergebietserweiterung ist kein Grunder-
werb notwendig. Der Geltungsbereich der Planung wurde 
unverändert, mit Ausnahme der nördlichen Geltungsbe-
reichsgrenze aus dem rechtgültigen Bebauungsplan S-95-
00,1. Änderung übernommen. 

 
6. Um den fließenden Verkehr an der Bundesstraße B 466 

durch Ablenkung nicht zu beeinträchtigen, sind werbende 
und sonstige Hinweisschilder gem. § 9 Abs. 6 FStrG inner-
halb der Anbauverbotszone der Bundesstraße B466 unzu-
lässig. Für den Geltungsbereich der Planung gilt die Werbe-
anlagensatzung der Stadt Schwabach in jeweils gültiger Fas-
sung. 

 
7. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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8. Wasser und Abwässer dürfen dem Straßenkörper der Bundesstraße nicht zu-
geleitet werden. Die Wirksamkeit der Straßenentwässerung darf nicht beein-
trächtigt werden 

 
9. Änderungen an der Entwässerungseinrichtung der Bundesstraße dürfen nur 

im Einvernehmen mit der Straßenbauverwaltung erfolgen. 
 

10. Das Oberflächenwasser der Staedtlerstraße muss durch entsprechende Ab 
läufe bzw. Entwässerungsrinnen zuverlässig gefasst und abgeleitet werden 

 
 

11. Soweit durch die entwässerungstechnischen Maßnahmen ein wasserrechtli-
cher Tatbestand geschaffen wird, ist hierzu von der Stadt die wasserrechtliche 
Genehmigung der unteren Wasserbehörde einzuholen 

 
12. Der Straßenbaulastträger kann nicht für Schäden haftbar gemacht werden, die 

durch Einwirkung von Spritzwasser, Oberflächenwasser und Tausalz entste-
hen. 

13. Der Baulastträger der Bundesstraße trägt keine Kosten für Schallschutz maß-
nahmen an den Anlagen, die Gegenstand des Bauleitplanes sind. Die Kosten für 
Planung, Errichtung und Unterhaltung von aktiven Lärmschutzeinrichtungen 
entlang der Bundesstraße trägt die Stadt. 

 
 

Weitere Auflagen bleiben der erneuten Beteiligung vorbehalten. 
Wir bitten um Übersendung des Gemeinderatsbeschlusses, wenn unsere Stellung-
nahme behandelt wurde. 
Weiterhin bitten wir um Übersendung des rechtsgültigen Bauleitplanes (einschließ-
lich Satzung). 
Wir bedanken uns für die Beteiligung im Verfahren und stehen für Rückfragen gerne 
zur Verfügung. 

8. Gemäß der vorliegenden von Tiefbauamt geprüften Kanal- 
und Entwässerungsplanung wird keine Wasser und Abwas-
ser dem Straßenkörper der B466 zugeleitet. 

 
9. Wird zur Kenntnis genommen. 

 
 

10. Auf Grund der Beschaffenheit des Bodens wird das Oberflä-
chenwasser der Erschließungsstraßen im Plangebiet sicher 
und zuverlässig in den Mischkanal schadlos abgeleitet. 

 
11.  Es werden keine entwässerungstechnischen Maßnahmen, 

die einen wasserrechtlichen Tatbestand schaffen, erforder-
lich.  
 

12. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

13. Außer bereits schon bestehenden Schallschutzmaßnah-
men im Bereich der Nördlinger Straße sind keine weiteren 
aktiven Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan vorge-
sehen. Die Kosten verbunden mit dem Unterhalt der Schall-
schutzanlage trägt der Investor (Firma EDEKA). 

 
Das Ergebnis der Behandlung der o.g. Stellungnahme im 
Stadtrat wird dem StBA zugeschickt. Im Rahmen der später 
durchzuführenden öffentlichen Auslegung wird das StBA als 
Träger öffentlicher Belange erneut beteiligt.  
Nach Abschluss des Verfahrens werden die rechtskräftigen 
Planunterlagen dem StBA zugeschickt. 

Stadt Erlangen (26.10.2021) 
  
 

Keine Bedenken Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Stadt Erlangen (18.11.2020)   
 

Keine Äußerung  



27.05.2021                                      Seite 27 von 44 Seite 

Stadt Fürth  

Keine Äußerung  
Stadt Fürth (09.07.2020)  
Gegen die von Ihnen vorgelegte Planung im o. g. Bereich bestehen von Seiten der Stadt 
Fürth keine Einwände. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Stadt Nürnberg (23.11.2021)  

seitens der Stadt Nürnberg werden gegen die vorgelegten Planungen  keine Einwände 
erhoben. 
Von der geplanten Erhöhung der Verkaufsfläche des im Betreff genannten und bereits 
im Bestand vorhandenen EDEKA-Vollsortimenters auf maximal 2.600 m2 dürften auf-
grund der Lage im südwestlichen Stadtgebiet von Schwabach, hier: Stadtrand, auf die 
Nahversorgungsangebote im Nürnberger Stadtgebiet im Allgemeinen und auf die 
Nahversorgungsangebote im Südwesten von Nürnberg, hier: Reichelsdorf, Katzwang, 
keine negativen städtebaulichen Auswirkungen im Sinne von Funktionsbeeinträchti-
gungen zentraler Versorgungsbereiche, von Nahversorgungsstandorten und von 
wichtigen dezentralen Streulagenbetrieben mit nahversorgungsrelevanten Sortimen-
ten ausgehen. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Stadt Nürnberg (06.07.2020)  
sowohl aus landesplanerischer Sicht als auch in der Bewertung des Schwabacher Einzel-
handelskonzepts ist das Vorhaben mit den Zielen der Landesplanung und Raumordnung 
vereinbar. Durch die geplante Erweiterung der Verkaufsfläche ist zu erwarten, dass die Ef-
fekte auf bestehende (Nah-)Versorgungsstrukturen auch in Nürnberg Herpersdorf, Neu-
Katzwang, Kornburg sowie Reichelsdorf auf Grund der relativ großen Distanz nur äußerst 
geringfügig vorhanden sein werden. 
Gegen die vorgelegten Planungen werden daher von Seiten der Stadt Nürnberg keine 
Einwendungen erhoben. 
Informationen, die für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdien-
lich sind, können nicht beigetragen werden. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Stadtdienste Schwabach GmbH (19.10.2021)  

gegen den Entwurf in der vorliegenden Form bestehen aus Sicht der Stadtdienste 
Schwab ach GmbH keine Bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Stadtdienste Schwabach GmbH (04.06.2020)  

Gegen den Entwurf des Bebauungsplanes S-95-00 in der vorliegenden Form bestehen 
aus Sicht der Stadtdienste Schwabach GmbH keine Bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Stadtverkehr Schwabach GmbH (18.10.2021)  

grundsätzlich darf der vor Ort vorhandene Einzelhandel aufgrund der nahe gelegenen 
Haltestelle ,,Am steinernen Brücklein" als gut an den aktuell vorhandenen ÖPNV ange-
schlossen gelten. 
Allerdings müssen Fahrgäste einen großen Umweg um das Gelände herum über den 
Uigenauer Weg gehen, um zur Bushaltestelle zu gelangen. Da dies viele Bürger wohl 
nicht akzeptieren, hat  sich ein Trampelpfad vom Parkplatz aus durch den Grünstreifen 
zur wenige Meter entfernten Bushaltestelle und der Querungshilfe gebildet. 
Da mit der Erweiterung eine noch höhere Kundenfrequenz angenommen werden 
darf, 
sollte dem Bauherrn vorgegeben werden, diesen Trampelpfad als festen, möglichst stu-
fenlosen Weg auszubauen, um das Erreichen des ÖPNV zu erleichtern. 
Der MIV in der Nördlinger Straße wird durch die zusätzlichen Kunden weiter ansteigen 
und das Queren an der Querungshilfe, das heute schon wegen der Verkehrsfrequenz län-
gere Wartezeiten in Anspruch nimmt, noch schwieriger und gefährlicher machen. Da-
her bitten wir zu prüfen, ob in diesem Bereich die Höchstgeschwindigkeit auf 30 km/h 
begrenzt werden kann oder ob die Querungshilfe in eine Anforderungs-LSA umgebaut 
werden kann, die mehr Sicherheit beim Queren bietet und das sichere Erreichen der 
Haltestelle auf der anderen Straßenseite besser gewährleisten kann. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Von der bestehenden Bushaltestelle an der Nördlinger Straße 
südlich des Lebensmittelmarktes wird eine Querung in Form 
einer Aufpflasterung von der Bushaltestelle über den Rad- und 
Fußweg bis zum EDEKA-Parkplatz ausgebildet. Der o.g. Rad- 
und Fußweg wird asphaltiert. Der Anregung wurde somit Rech-
nung getragen. 
Diese Planung wird zusammen mit dem Umbau des Knoten-
punktes der Nördlinger Straße (B466) / Uigenauer Weg / Am 
Steinernen Brücklein und dessen Vollsignalisierung umgesetzt. 
Durch die geplante Vollsignalisierung des Knotenpunktes wird 
eine sichere Querung über die Bundestraße entstehen. Die 
Festsetzung eines Tempo 30 km/h wird auf Grund der geplan-
ten Maßnahmen für nicht erforderlich gehalten. 
 
 

Stadtwerke Schwabach GmbH (09.11.2021)  

Gegen den überarbeiteten Bebauungsplan in der vorliegenden Form bestehen aus 
Sicht der Stadtwerke Schwabach GmbH noch die Bedenken aus der Stellungnahme 
vom 17.05.2021. In dieser wurde darauf hingewiesen, dass 
 
Die Beplanung des Flurstücks 1134/1 in Zusammenhang mit der Erweiterung des 
EDEKA-Marktes auf dem Bestandsflurstück 1135 überschneidet sich mit den beste-
henden Hausanschlussleitungen des Marktes. Einer Überbauung der bestehenden 
Leitungen kann nicht zugestimmt werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Belange der Planung der Hausanschlüsse für den Erwei-
terten Lebensmittelmarkt ist nicht Gegenstand des Bebauungs-
planverfahrens.  
Die Anregungen, die die objektbezogene Planung betrifft, wur-
den bereits an die Firma EDEKA weitergegeben und darauf 
hingewiesen, die Anbindungsarbeiten der Hausanschlüsse mit 
den Stadtwerken Schwabach abzustimmen. 
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Wir möchten darauf hinweisen, dass vor der Erweiterung des Lebensmittelmarktes die 
Versorgung mit Gas/Strom/Wasser abzuändern ist. Ein entsprechender Hausan-
schlussraum ist hierfür vorzusehen. Die Kosten für die Umverlegung der Leitungen 
sind vom Antragsteller zu tragen. 
Neben unseren Pflichtaufgaben als Strom- und Trinkwasserversorger bieten wir auch 
innovative  Lösungen für Erschließungsträger der Wohn- und Gewerbebebauung an, 
 z. B. Nahwärmeversorgung mit BHKW, Biomasse, Wärmecontracting, Photovoltaik-
anlagen, Ladekonzepte für Elektromobilität U. V. m. 
Wir sind gern bereit, dem Erschließungsträger unser Angebotsportfolio vorzustellen 
und bitten dazu um Vermittlung des Kontakts. 
 

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens werden die 
Stadtwerke Schwabach noch gesondert beteiligt. 
  
Die Stellungnahme der Stadtwerke Schwabach vom 
09.11.2022 wurde an Firma EDEKA weiter geleitet mit dem 
Hinweis der Möglichkeit einer Beratung in Sachen Nahwärme-
versorgung mit einem BHKW, Biomasse, Wärmecontrac-
ting, Photovoltaikanlagen, Ladekonzepte für Elektromobilität 
u. v. m. 

Wasserwirtschaftsamt Nürnberg (08.11.2021)  

für die Beteiligung im Verfahren zur 1. Änderung des Bebauungsplans S-95-00 be-
danken wir uns. 
Zu den Festsetzungen durch Text, Kap. VII. Hinweise": zu Nr. 6 Errichtung von Zister-
nen: 
,,Für die Regenrückhaltung ist der Einbau einer Regenwasserzisterne geeignet. Bei Bau 
der Zisternen sind Schutzvorkehrungen entsprechend der technischen Vorschriften 
zwingend zu beachten." 
Folgende Ergänzung wird für sinnvoll gehalten: Für den erforderlichen Rückhalt von 
Wasser vor Einleitung in den öffentlichen Kanal (siehe Nr. VII 5.3) können Zisternen 
nicht angerechnet werden. 
zu Nr. 5 Abführung von Oberflächenwasser: 
Folgende Ergänzung in Nr. 5.5 wird für sinnvoll gehalten: Unter den Voraussetzungen 
der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und bei Einhaltung der 
TRENGW ist die Versickerung von Niederschlagswasser genehmigungsfrei. 
Anmerkung zu Nr. 5 bzw. 6.1: Der letzte Absatz aus Nr. 6.1 könnte eher unter  Nr. 5 
platziert werden. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird Rechnung getragen und die textlichen 
Festsetzungen entsprechend ergänzt. 

Wasserwirtschaftsamt Nürnberg (30.06.2020)  

Durch die Änderung des Bebauungsplanes wird die der bisherige Geltungsbereich erwei-
tert, um die Erweiterung der vorhandenen Einzelhandelsflächen mit dazugehöriger Stell-
platzanlage und Verkehrserschließung zu ermöglichen. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Hinsichtlich Niederschlagswasser wird in den Kapiteln 6.3 und 7.2 der Begründung aus-
geführt: 

Die Baugrunduntersuchung und das Bodengutachten –Geolo-
gischer Bereich –Geotechnik Prof. Dr. Gründer GmbH vom 
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• Das Oberflächenwasser der versiegelten Flächen sowie der Dachflächen ist innerhalb 
des Geltungsbereichs über den belebten Oberboden der nicht überbauten Grund-
stücksflächen zu versickern. 

• Flachdächer der baulichen Anlagen sowie der Nebenanlagen sind extensiv zu begrü-
nen. 

 
 
 

07.10.2020 haben ergeben, dass die Versickerungsfähigkeit 
des Bodens im direkt angrenzenden Bereich östlich des 
EDEKA Marktes sehr gering ist. 

Dazu kommt die Tatsache, dass durch die Sondergebietsnut-
zung die Flächen größtenteils überbaut, versiegelt oder über-
dacht sind (großflächige Überdachung der Stellplätze mit einer 
PV-Anlage) und daher eine Oberflächenversickerung von Nie-
derschlagswasser nicht möglich ist.  
Das Dach des bestehenden Hauptgebäudes wird nicht verän-
dert. Die Dächer der neu angebauten Gebäudeteile mit Sozial-
räumen und überdachten Rampe werden als Flachdach aus-
geführt und extensiv begrünt. 
 

• Verkehrsflächen sind mindestens zur Hälfte in wasserdurchlässiger Bauweise auszufüh-
ren. 

• Es wird verwiesen auf die Entwässerungssatzung der Stadt Schwabach, wonach für 
Niederschlagswasser die Möglichkeiten der Versickerung vor Ort auszuschöpfen sind. 

 
 
Gemäß § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz soll Niederschlagswasser ortsnah versickert 
werden. Das wird mit den in der Begründung beschriebenen Maßgaben erreicht. Von ei-
nem sachgerechten Vollzug der Entwässerungssatzung wird ausgegangen. 
 

Die bestehenden Verkehrsflächen werden nicht verändert. Auf 
der Erweiterungsfläche wird die Zufahrtsfläche, entsprechend 
der beabsichtigen Nutzung als Anlieferungsgasse versiegelt. 
Auf Grund der bereits vorhandenen Nutzung und der geplan-
ten Erweiterung des Sondergebietes wird die Grundflächen-
zahl von 0,83 festgesetzt. Eine direkte Versickerung des Nie-
derschlagswassers vor Ort ist daher leider nicht möglich. Die 
Möglichkeiten der Versickerung vor Ort sind durch die getroffe-
nen Festsetzungen (Dachbegrünung, wasserdurchlässige Be-
läge bei den nicht überdachten Stellplätzen) ausgeschöpft. 
Im Verfahren wurde in Abstimmung mit dem städtischen Tief-
bauamt eine Entwässerungsplanung unter Beachtung der Vor-
gaben der Entwässerungsatzung ausgearbeitet.  

Mit der. Änderung des Bebauungsplanes besteht aus wasserwirtschaftlicher und boden-
schutzfachlicher Sicht Einverständnis. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Hinweise / Anmerkung 
Die Entwässerung des Planungsgebietes ist im modifizierten Mischsystem vorgesehen. 
Das Grundstück FI.-Nr. 1134/1 der Gemarkung Schwabach ist im aktuellen abwassertech-
nischen Konzept der Schwabacher Abwasseranlagen nicht beinhaltet. Die Entwässerung 
des Grundstücks hat hinsichtlich der geringen Flächengröße auf das Gesamtsystem we-
nig Einfluss und kann diesbezüglich als vernachlässigbar gelten. 
Sollten jedoch weitere Grundstücke im ,,Mischsystem" zusätzlich erschlossen werden, die 
in den Unterlagen zur Mischwasserbehandlung als Teil des Wasserrechts der Abwasser-

 
Die Erweiterungsfläche des bestehenden Sondergebietes ist 
gering und verursacht keine wesentlichen Änderungen des be-
stehenden Kanalsystems. Über eine in der geplanten Zufahrt-
straße zum neuen Wohnbaugebiet östlich des EDEKA-Marktes 
untergebrachten Kanalanlagen wird das Sondergebiet zusätz-
lich kanalmäßig erschlossen. 
 



27.05.2021                                      Seite 31 von 44 Seite 

anlage (= im Generalentwässerungsplann    ) nicht enthalten sind, so wäre dies wasserrecht-
lich zu prüfen und ggf. in diesem Zusammenhang auch die zugehörigen Mischwasserent-
lastungsanlagen zu überrechnen. 
 
Zisternen fangen Regenwasser auf, bis sie voll sind. Für nachfolgende Regenereignisse 
steht nur so viel Speicherraum zur Verfügung, wie zwischenzeitlich Brauchwasser entnom-
men wurde. Das zur Speicherung von Regenwasser maßgebende Volumen hängt somit 
ganz entscheidend vom Wasserverbrauch ab. Ohne gesicherten Verbrauch (die alleinige 
Nutzung zur Gartenbewässerung genügt hier nicht) oder ohne gedrosselte Entleerung 
bleibt die Zisterne gefüllt und kann kein Regenwasser mehr aufnehmen. Diese Zisternen 
benötigen deshalb einen Überlauf. Das Überlaufwasser ist schadlos zu beseitigen. Als 
Rückhalteanla gen zur Verminderung der Abflussverschärfung im Sinne des DWA-M 153 
können Zisternen nicht angerechnet werden. 
 

Die Praxis zeigt, dass die Zisternen zum Fangen vom Regen-
wasser gebaut werden, wenn das Regenwasser auch genutzt 
wird. 
Im Planungsgebiet wird auf Grund der Nutzungsart das Regen-
wasser nicht genutzt. Soll das Regenwasser doch genutzt wer-
den, geschieht dies unter Einhaltung der nachstehenden. Best-
immungen. „Die Erstellung von Zisternen und sogenannten 
Grauwassernutzungsanlagen sind nach der Trinkwasserver-
ordnung gegenüber dem Gesundheitsamt (Gesundheitsamt 
Roth, Dienstgebäude Schwabach, Regelsbacher Straße 9) an-
zeigepflichtig. Dabei haben sie den Anlagen der DIN 1988 
bzw. EN 1717 zu entsprechen und sind nach den allgemeinen 
anerkannten Regeln auszuführen“. 
 

Zisternen ohne hydraulische Einbauten zur Sicherstellung ei-
nes Rückhaltevolumens werden als Rückhaltemaßnahmen 
nicht anerkannt. Diese Vorgaben werden in die textlichen Fest-
setzungen zum Bebauungsplan aufgenommen. 
 

Sonderordnungsbehörden bei der Stadt Schwabach  

Feuerwehr (über Ref. 2, 17.11.2021)  

Wir verweisen auf das in Anlage beigefügte Schreiben der Freiwilligen Feuerwehr 
Schwabach mit allgemeinen Informationen zum abwehrenden Brandschutz. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die gleich-
lautende Stellungnahme vom 24.06.2020 wurde in der Stadt-
ratssitzung am 30.09.2020, wie nachstehend in grauer Schrift 
dargelegt, vom Stadtrat abgewogen. Auf diese Abwägung wird 
verwiesen. 

Die Feuerwehr nimmt wie auf dem Beiblatt genannt Stellung 
 
Allgemeine Informationen zum abwehrenden Brandschutz 
 
Es sind für den durch die Stadt Schwabach sicherzustellenden Brandschutz, gem. Art. 1 
BayFwG, grundsätzlich folgende allgemeine Belange des abwehrenden Brandschutzes zu 
prüfen und bei Bedarf im Benehmen mit dem Stadtbrandrat durchzuführen. 
 
1. Das Hydrantennetz ist nach dem Merkblatt Nr. 1.9-6 „Bereitstellung von Löschwas-

ser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung" des Bay. Landesamtes für Wasser-
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wirtschaft vom 25.04.1994 und nach den Technischen Regeln des Deutschen Ver-
eins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) - Arbeitsblätter W 331 und W 405- 
auszubauen. 

 
2. Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahr-

bahnbreite, Kurvenkrümmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jeder-
zeit unbehindert befahren werden können. Die Tragfähigkeit muss für Feuerwehr-
fahrzeuge bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. Hierzu wird auch auf die „Richtli-
nien für die Flächen der Feuerwehr" verwiesen. 

 
Es muss insbesondere gewährleistet sein, dass Gebäude ganz oder mit Teilen in ei-
nem Abstand von höchstens 50 m von den öffentlichen Verkehrsflächen erreichbar 
sind. Bei Sackgassen ist darauf zu achten, dass sog. „Wendehammer" auch für Feu-
erwehrfahrzeuge nutzbar sind. Zur ungehinderten Benutzung ist ein Wendehammer-
durchmesser von mindestens 18 m, für Feuerwehreinsätze mit der Drehleiter DLK 
23/12 von mindestens 21 m, erforderlich. Gegebenenfalls sind Verkehrsbeschrän-
kungen (Halteverbote) zu verfügen. 

 
3. Aus Aufenthaltsräumen von nicht zur ebenen Erde liegenden Geschossen muss die 

Rettung von Personen über zwei, voneinander unabhängiger Rettungswege, ge-
währleistet sein. Bei baulichen Anlagen ohne besonderer Art und Nutzung und einer 
Bauhöhe unterhalb der Hochhausgrenze kann der zweite Rettungsweg auch über 
Leitern der Feuerwehr sichergestellt werden. 

 
4. Bei Aufenthaltsräumen im Dachgeschoss müssen die notwendigen Fenster mit den 

Leitern der Feuerwehr direkt anleiterbar sein. 
 
Feuerwehr (über Ref. 2, 09.07.2020)  

Wir verweisen auf das in Anlage beigefügte Schreiben der Freiwilligen Feuerwehr 
Schwabach mit allgemeinen Informationen zum abwehrenden Brandschutz. 
 

 

Die Feuerwehr nimmt wie auf dem Beiblatt genannt Stellung 
 
Allgemeine Informationen zum abwehrenden Brandschutz 
 

 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Es sind für den durch die Stadt Schwabach sicherzustellenden Brandschutz, gem. Art. 1 
BayFwG, grundsätzlich folgende allgemeine Belange des abwehrenden Brandschutzes zu 
prüfen und bei Bedarf im Benehmen mit dem Stadtbrandrat durchzuführen. 
 
1. Das Hydrantennetz ist nach dem Merkblatt Nr. 1.9-6 „Bereitstellung von Löschwasser 

durch die öffentliche Trinkwasserversorgung" des Bay. Landesamtes für Wasserwirt-
schaft vom 25.04.1994 und nach den Technischen Regeln des Deutschen Vereins 
des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) - Arbeitsblätter W 331 und W 405- auszu-
bauen. 

 
2. Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahr-

bahnbreite, Kurvenkrümmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jeder-
zeit unbehindert befahren werden können. Die Tragfähigkeit muss für Feuerwehr-
fahrzeuge bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. Hierzu wird auch auf die „Richtli-
nien für die Flächen der Feuerwehr" verwiesen. 

 
Es muss insbesondere gewährleistet sein, dass Gebäude ganz oder mit Teilen in ei-
nem Abstand von höchstens 50 m von den öffentlichen Verkehrsflächen erreichbar 
sind. Bei Sackgassen ist darauf zu achten, dass sog. „Wendehammer" auch für Feu-
erwehrfahrzeuge nutzbar sind. Zur ungehinderten Benutzung ist ein Wendehammer-
durchmesser von mindestens 18 m, für Feuerwehreinsätze mit der Drehleiter DLK 
23/12 von mindestens 21 m, erforderlich. Gegebenenfalls sind Verkehrsbeschrän-
kungen (Halteverbote) zu verfügen. 

 
3. Aus Aufenthaltsräumen von nicht zur ebenen Erde liegenden Geschossen muss die 

Rettung von Personen über zwei, voneinander unabhängiger Rettungswege, ge-
währleistet sein. Bei baulichen Anlagen ohne besonderer Art und Nutzung und einer 
Bauhöhe unterhalb der Hochhausgrenze kann der zweite Rettungsweg auch über 
Leitern der Feuerwehr sichergestellt werden. 

 
4. Bei Aufenthaltsräumen im Dachgeschoss müssen die notwendigen Fenster mit den 

Leitern der Feuerwehr direkt anleiterbar sein. 

 
 
 
 

1. Die Planung des Hydrantennetzes erfolgt durch die Stadt-
werke gemäß den Vorgaben. 

 
 
 
 
2. Die Anforderungen der Feuerwehr werden bei der Planung 

der neuen Erschließungsflächen berücksichtigt. 
Die Straßenverkehrsflächen wurden gegenüber dem Be-
stand nicht wesentlich verändert.  
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Sie betreffen verkehrsrechtliche Anordnungen und können 
gemäß dem Festsetzungskatalog in § 9 Abs. 1 BauGB im 
Bebauungsplan nicht festgesetzt werden. 

 
 
 
 
3. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, betrifft jedoch 

nicht die Bauleitplanung. Die Anforderungen des Brand-
schutzes werden im Bauantrag geklärt und beachtet. 
Der Anregung wird, wie vorstehend geschildert entspro-
chen. 
 

s. oben. 

Straßenverkehrsamt (über Ref. 2, 17.11.2021)  

Die Variante 2 erscheint in den Augen des Straßenverkehrsamtes als die - aus verkehrs 
sicherheitsrechtlicher Sicht - bessere Lösung. Diese Variante wird auch durch das Staatli-
che Bauamt favorisiert. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Abstim-
mung mit dem StBA hat ergeben, dass die Variante 1 weiter-
verfolgt wird. Die Variante 2 wurde aus folgenden Gründen 
nicht mehr weiterverfolgt:  
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Es können hierbei durchgängig gemeinsame Geh- und Radwege. bzw. getrennte Gehwege 
und Radwege verwirklicht werden, ohne dass Radfahrer auf die stark frequentierte Straße 
wechseln müssten, um zügig weiterzufahren. Eine zügige Weiterfahrt ist auf einem Gehweg 
mit Beschilderung „Rad frei" nicht möglich, da dort Schrittgeschwindigkeit gefahren werden 
muss. 
 
Da in der Variante 1 nur ein Übergang über die Bundesstraße geplant ist, könnte es je 
wartenden Personen aufgrund der begrenzenden Aufstellmöglichkeit zu Reibungspunkten 
mit dem Radverkehr kommen. Dies kann in Variante 2 teilweise ausgeschlossen wer den, 
da der Fußgängerverkehr hier vom Radverkehr baulich getrennt ist. Die vollständige Tren-
nung wäre im Planbereich die Königslösung. 
Die Vielfalt der Querungsmöglichkeiten bietet den Fußgängern einen komfortablen und si-
cheren Übergang im gesamten Kreuzungsbereich, welcher in Variante 1 nicht ersichtlich 
ist. 
 
Ob die Bushaltestelle vor oder hinter die Lichtzeichenanlage zu versetzen wäre, müsste die 
Stadtverkehr GmbH beantworten, da hierzu die nötige Fachkompetenz im Bereich Perso-
nentransport und deren Anforderungen an Haltestellen im Straßenverkehrsamt fehlt. Nach 
überschlägiger Betrachtung haben beide Möglichkeiten sowohl Vorteile als auch Nachteile. 
 

Bei der Variante 2 wurde die Bushaltestelle westlich der o.g. 
Kreuzung, wie das StBA gefordert hat, verlegt. 
Aus städtebaulicher Sicht ruft diese geforderte Verlegung der 
Bushaltestelle mehrere Konflikte hervor: 
• für die Kunden des Lebensmittelmarktes entstehen deutlich 

längere Wege zum Markt, 
• die Lage der Bushaltestelle westlich der o.g. Kreuzung liegt 

abseits der Fußgänger-und Kundenströme, 
• die Bushaltestelle liegt deutlich abseits des Geschehens und 

schafft durch die abgelegene und unbeleuchtete Lage zu-
sätzliche Angsträume,  

• die neu zu errichtende Bushaltestelle westlich der o.g. Kreu-
zung verursacht erhebliche Kosten, da das Gelände im o.g. 
Bereich stark verändert und eine steile, hohe Stützmauer er-
richtet werden muss. 

Deshalb lehnt die Verwaltung aus städtebaulicher und pla-
nungsrechtlicher Sicht die Verlegung der bestehenden und von 
Kunden des EDEKA Marktes sowie südliche des Marktes lie-
genden Wohngebietes gut angenommenen Bushaltestelle ab. 
Um eine zügige Umsetzung der eingeleiteten 1. Änderung des 
Bebauungsplanes S-95-00 zu gewährleisten, hat der Stadtrat 
in seiner Sitzung am 30.09.2020 zugestimmt, die Umbaupla-
nung der o.g. Kreuzung vom laufenden Verfahren abzukop-
peln, da diese Planung sich größtenteils außerhalb des Gel-
tungsbereiches des o.g. Bebauungsplanes bewegt. 
Das abschließende Ergebnis der Abstimmung zur Umbaupla-
nung wird dem Stadtrat in einer gesonderten Beschlussvorlage 
vorgestellt.  
Die Stadtverkehr GmbH werden weiterhin an dem Umbau des 
Knotenpunktes beteiligt.  
 

Straßenverkehrsamt (über Ref. 2, 09.07.2020)  

Zu dem betreffenden Bebauungsplanverfahren bestehen seitens des Straßenverkehrsam-
tes keine Einwände oder weitere Anmerkungen. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Untere Immissionsschutzbehörde (über Ref. 2,17.11.2021)  
Die Belange des Immissionsschutzes (insb. Lärmschutz) sind in der Satzung und der Be 
gründung zum Bebauungsplan ausreichend berücksichtigt worden. Die sich aus dem 
Schallschutzgutachten ergebenden Auflagen zum Schutz der Nachbarn vor Geräu-
schimmissionen durch den Einzelhandelsbetrieb wurden entsprechend und ausreichend 
dargestellt. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Untere Immissionsschutzbehörde (über Ref. 2, 09.07.2020)  
Die Belange des Immissionsschutzes (ins. Lärmschutz) sind in der Begründung ausrei-
chend berücksichtigt worden. Auflagen zum Schutz der Nachbarn vor Geräuschimmissio-
nen durch den Einzelhandelsbetrieb werden im späteren Verfahren dargestellt. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Untere Naturschutzbehörde (über Ref. 2,17.11.2021   
In den textlichen Festsetzungen sind für den externen ökologischen Ausgleich die erfor 
derlichen Maßnahmen in der Kurzbeschreibung zur Anlage 2 detaillierter darzustellen. 
 
Die weiteren Belange des Naturschutzes (inkl. Artenschutz) sind in der Begründung aus 
reichend berücksichtigt worden. Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung liegt vor und 
wurde ebenso ausreichend in der Begründung berücksichtigt 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Untere Naturschutzbehörde (über Ref. 2, 09.07.2020)  
Die Belange des Naturschutzes (ins. Artenschutz) sind in der Begründung ausreichend 
berücksichtigt worden. Der Eingriff und ökologische Ausgleich wird im späteren Verfahren 
dargestellt. Dazu kann momentan keine Stellung genommen werden. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Öffentlichkeit  

MFA Stuttgart ( 07.10.2021)  
zu den textlichen Festsetzungen: 
Kapitel II 
Punkt 1.1: wir möchten darauf hinweisen, daß der östliche Teil des Satteldachs bis zum 
Ende des Gebäudes „durchläuft", auf der westlichen Seite aber nicht. D.h., daß im Anliefe-
rungsbereich eine Art Pultdach entsteht, das aufgrund der Dachneigung des Satteldachs 
eine Dachneigung von 15° aufweist. Für Pultdächer sind sonst 10° Dachneigung angege-
ben. 
 
 

 
 
Die Festsetzungen der Neigung der Pultdächer im Bereich des 
Erweiterungsbaus werden von 10 ° auf 15 ° an das Bauvorha-
ben angepasst, da für das Ortsbild keine Beeinträchtigungen 
zu erwarten sind. Die Neigung der Satteldächer bleibt unverän-
dert auf 20 °. Die Firsthöhe des Pultdaches im o.g. Bereich 
überschreitet nicht die Firsthöhe der festgesetzten Satteldä-
cher.  
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Punkt 1.2 untergeordnete Bauteile >50qm müssen begrünt werden... als Beispiel, wo das 
nicht sein müsste, wird das Leergutlager genannt. Dieses hat aber etwa eine Dachfläche 
von 224qm. 
Ebenso der Anbau des neuen Vordachs im Eingangsbereich mit etwa 100qm. Diese Dä-
cher sind als Foliendächer geplant (s. Plan 4-140, der Ihnen vorliegt) 
 
Punkt 4.1 und auch bei den Stellungnahmen der TÖBs gehen Sie von versickerungsfähi-
gem Pflaster für die Stellplätze aus. Es werden keine neuen Stellplätze geschaffen. Im 
oben 
genannten Plan 4"'.'140 können Sie die Änderungen erkennen: ausschließlich die farbig 
gekennzeichneten Flächen unterliegen einer Veränderung. Es ist nicht vorgesehen, die 
bestehenden Flächen zu bearbeiten. · 
 
 
Kapitel III · Punkt 4 
Ausgleichszahlungen. Was bedeutet dies im konkreten Fall? Anhand der konkreten Pla-
nung? 
 
 
Zu den Stellungnahmen der TÖBs (Anlage 1) 
Das Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Seite 26 
Hier wird unter „Anregungen" angeführt, dass die privaten Grünflächen im Nord- und Süd-
osten nicht angerechnet werden. Aber sicher werden wir diese anrechnen. Wir wüssten 
auch nicht, warum dies nicht der Fall sein sollte. 
Dieser Aussage muss widersprochen werden! 
 

Im § II, 1,2 der textlichen Festsetzungen wurden die Flachdä-
cher (sog. Foliendächer) oberhalb der Leergutanlage und das 
Vordach des Eingangsbereichs inklusive der vorhandenen 
Überdachung im Bereich der Bäckerei bis maximal insgesamt 
460 m2 von der zwingenden Begrünung rausgenommen.  
 
Im § III Abs. 4 ist festgesetzt, dass die nicht überdachten Stell-
plätze mit einem wasserdurchlässigen Aufbau auszuführen 
sind. Der Bebauungsplan trifft auch die Festsetzung eines auf-
schiebenden, bedingten Baurechts für die offene Großgarage 
(s. § III. 11), dass bei Aufgabe dieser Nutzung die Flächen als 
Flächen für die Stellplätze mit der o.g. Festsetzung umzuwan-
deln sind. 
 
Da der Bebauungsplan konkrete ökologische Ausgleichsmaß-
nahmen vorschreibt, wurde auf diese Regelung eines zusätzli-
chen Ausgleichserfordernisses durch die Ausgleichszahlung 
an den Bayerischen Naturschutzfond gestrichen. 
 
Im § I, Abs. 2 „Maß der baulichen Nutzung“ unter Punkt 1.1 
„Grundfläche“ ist festgesetzt: 
„Für die Ermittlung der zulässigen Grundflächenzahl ist das 
Grundstück Fl.Nr. 1135 mit der von der Erweiterung des Son-
dergebietes betroffenen Teilfläche aus der Fl.Nr. 1134/1 anzu-
setzen.“ 
Der Anregung wurde wie oben geschildert Rechnung getragen. 
 

Firma EDEKA (25.10.2021)   
anbei unsere Anmerkungen zur Beschlussvorlage 1_S-95-00_Aend_OeA BeschlV:  
 
Seite 6  1. Satz  bitte Wohngebiet und EDEKA-Markt ergänzen um den geplanten Gewer-
bepark  
Seite 6  2. Absatz: der Satz "Der Zugang zu dem EDEKA-Markt ... " kann gestrichen wer-
den.  
Seite 6 4.3 erster Absatz: hier müsste das geplante Wohngebiet ebenfalls mit aufgenom-
men werden  
Seite 9 5.2 erster Absatz: hier müsste ebenfalls ergänzt werden, dass die Notwendigkeit 
des Umbaus der Kreuzung durch den gepl. Gewerbepark und das gepl. Wohngebiet her-

Änderungen in der Beschlussvorlage können nicht vorgenom-
men werden, die Beschlussvorlage  als Sachvortrag für die Be-
ratung im Planungs- und Bauausschuss dient aber kein Be-
standteil des Bebauungsplanes ist. 
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vorgerufen wird evtl. könnte man schreiben .. zum Teil auch durch die gepl. Erweite-
rung......  
Bitte nehmen sie diese Punkte noch mit auf.  
 
  

Interne Ämter (ohne Sonderordnungsbehörden)  

Amt 21 - Jugendamt (kommunale Jugendarbeit))  

Zur genannten Änderung des Bebauungsplans S-95-00 bestehen seitens des Jugendam-
tes keine Einwände oder weitere Anmerkungen. 
Bezüglich der genannten Änderung des Bebauungsplan S-95-00 kann seitens des Ju 
gendamtes an der bereits im Juli 2020 abgegebenen Stellungnahme festgehalten wer 
den. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Amt 21 - Jugendamt (kommunale Jugendarbeit) (09.07.2020)  

Zur genannten Änderung des Bebauungsplans S-95-00 bestehen seitens des Jugendam-
tes keine Einwände oder weitere Anmerkungen. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Amt 22 - Amt für Senioren und Soziale und Seniorenrat (über Ref. 2, 17.11.2021)  
Die vorgelegte Planung zum Bebauungsplan S-95-00, 1. Änderung „Einzelhandel mit 
Kernsortiment Lebensmittel an der Nördlinger Straße" mit integriertem Grünordnungsplan 
wurde innerhalb des Seniorenrates abgestimmt. Der Seniorenrat der Stadt Schwab ach 
stimmt der Änderung des Bebauungsplanes voll zu. Weiter schätzt der Seniorenrat diesen 
Einzelhandel mit Kernsortiment Lebensmittel für Senioren und die Gesamtbevölkerung als 
sehr wichtig ein, da es sich um einen Vollsortimenter handelt. Der Seniorenrat der Stadt 
Schwabach bittet auf sichere Möglichkeiten zur Straßenüberquerung zu achten sowie die 
Errichtung bzw. den Erhalt einer nahen ÖPNV Anbindung. 
 
Das Fachamt, Sachgebiet Seniorenarbeit, stimmt der Änderung des Bebauungsplans 
ebenfalls grundsätzlich zu und begrüßt weiterhin die Stärkung und den Ausbau des Ein-
zelhandels mit Kernsortiment Lebensmittel im Stadtgebiet. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Das Fachamt weist darauf hin, dass weiterhin auf einen barrierearmen Ausbau im Bebau-
ungsgebiet zu achten ist. Hierbei ist besonders zu beachten: 
• eine sichere Geh- und Radweganbindung und entsprechende barrierefreie Übergänge, 
• eine bedarfsorientierte Infrastruktur und damit einhergehende barrierefreie und auf kur-

zen Wegen erreichbare Anbindung an den ÖPNV, 
• ausreichende und ausreichend bemessene Parkmöglichkeiten, 
• geräumte öffentliche Straßen und Gehwege, 
• die Errichtung von Ruhebänken. 
 

Das bestehenden Sondergebiet Lebensmittelmarkt an der 
Nördlinger Straße wird nicht wesentlich verändert. Die fußläu-
fige Anbindung sowie ÖPNV Anbindung ist bereits vorhanden. 
Zusätzlich wird im Rahmen des geplanten Umbaus der Kreu-
zung Uigenauer Weg / B466 die Überquerung für die Fußgän-
ger und Radfahrer verbessert. Auch der Zugang von der Bus-
haltestelle über den Parkplatz des Lebensmittelmarktes füh-
rend wird neu gepflastert und optisch neugestaltet. 
Der Umbau erfolgt jedoch in der eigenständigen Planung und 
nicht im laufenden Bebauungsplanverfahren  
 

Amt 22 - Amt für Senioren und Soziale und Seniorenrat (über Ref. 2, 09.07.2020)  
Die vorgelegte Planung zum Bebauungsplan: S-95-00, 1. Änderung „Einzelhandel mit 
Kernsortiment Lebensmittel an der Nördlinger Straße" wurde mit der Vorsitzenden Rosy 
Stengel und dem Vorstand des Seniorenrates der Stadt Schwabach besprochen. Der Se-
niorenrat stimmt der ersten Änderung zum Bebauungsplan S-95-00 so zu. 
 
Das Fachamt - Sachgebiet Seniorenarbeit - stimmt der Ergänzung des Bebauungsplans 
ebenfalls grundsätzlich zu und begrüßt die Stärkung von Nahversorgern im Stadtgebiet. 
Das Fachamt weist darauf hin, nach wie vor auf einen barrierearmen Ausbau im Bebau-
ungsgebiet zu achten. 
 

 
 
 
 
 
Die Belange des barrierearmen Ausbaus sind nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens.  

Grundsätzlich ist Wert zu legen auf: 
• eine sichere Geh- und Radweganbindung und entsprechende  barriererme Über-
gänge, 
• die ausreichende Ausstattung mit Beleuchtung, 
• geräumte öffentliche Straßen und Gehwege, 
• die Errichtung von Ruhebänken, 
• ausreichende Parkmöglichkeiten, 
• eine bedarfsorientierte Infrastruktur und damit einhergehender 
 barrierearmer Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr. 
 

Die Belange sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfah-
rens. Die Anregungen werden an die Zuständigen weitergege-
ben. 
 
Das bestehenden Sondergebiet Lebensmittelmarkt an der 
Nördlinger Straße wird nicht wesentlich verändert. Die fußläu-
fige Anbindung sowie ÖPNV Anbindung ist bereits vorhanden. 
Zusätzlich wird durch den geplanten Umbau der Kreuzung Ui-
genauer Weg / B466 die Überquerung für die Fußgänger und 
Radfahrer verbessert. Dies erfolgt jedoch in der eigenständi-
gen Planung und nicht im laufenden Bebauungsplanverfahren  
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Amt 31 - Amt für Liegenschaften und Wirtschaftsförderung   

Keine Äußerung Nachtrag zur Stellungnahme und Abwägung vom 2.7.2020: 
Entsprechend dem aktuellen Planungsstand wurde der Grund-
erwerbsauftrag gegenüber dem Amt für Liegenschaften und 
Wirtschaftsförderung gestellt. 

Amt 31 - Amt für Liegenschaften und Wirtschaftsförderung (02.07.2020)  

Im Einzelhandels-, Zentren- und Tourismuskonzept 2019 der Stadt Schwabach wurde der 
Vollsortimenter an seinem Standort an der Nördlinger Straße 44 betrachtet. Um der stei-
genden Bevölkerungszahl und Altersstruktur - insbesondere in diesem Gebiet - gerecht zu 
werden, ist die Erweiterung und dadurch auch Standortsicherung ein gutes Signal. Unter 
anderem die Sortimentsentwicklung und Präsentation der Produkte in den Regalen haben 
zu einer Zunahme der durchschnittlichen Betriebsgrößen geführt und daher wird die Er-
weiterung, vor allem unter dem Gesichtspunkt der langfristigen Sicherung der Nahversor-
gung des südlichen Stadtgebietes, begrüßt. 
Etwaige öffentliche Bedarfsflächen sind im Rahmen von städtebaulichen Verträgen für die 
Stadt kosten- und lastenfrei an die Stadt abzutreten. Die gemeinsame Erschließungsfunk-
tion der nördlichen Straßentrasse auch für das angrenzend neu zur Bebauung stehende 
Wohnquartier nutzt Synergien. 
Soweit noch nicht geschehen wird um Zuleitung von entsprechend erforderlichen Grund-
erwerbsaufträgen gebeten. 
 
Aus Sicht des Amtes für Liegenschaften und Wirtschaftsförderung wird das Sondergebiet 
zur Erweiterung des EDEKA-Marktes in der Nördlinger Straße 44 begrüßt. 
 

Im bestehenden Sondergebiet werden keine wesentlichen Än-
derungen vorgenommen. Deshalb wird im weiteren Verfahren 
noch untersucht, ob ein städtebaulicher Vertrag mit der Fa. 
EDEKA erforderlich wird. 
Es ist vorgesehen den Knotenpunkt Am Steinernen Brücklein 
noch besser für die Fußgänger und Radfahrer die die Straße B 
466 überqueren, umzubauen. Die notwendigen Gespräche mit 
dem Staatlichen Bauamt Nürnberg und Fa. EDEKA wurden be-
reits geführt. Welcher Art der vertraglichen Vereinbarung erfor-
derlich wird, wird noch im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
mit dem Investor – Stadt Schwabach und dem StBA abge-
stimmt. 
Nach dem jetzigen Stand der Entwicklungen wird ein Grunder-
werb nicht erforderlich. 

Amt 41 – Amt für Stadtplanung und Bauordnung (09.07.2020)  

Planblatt: 
Gilt die festgesetzte Firstrichtung auch für das mögliche Pultdach? 
Auch die Wandhöhe auf der Pultfirstseite sollte im Planblatt angegeben wer-
den und die Seiten zeichnerisch definiert werden. 
 

 
Bei der Ausarbeitung der Planunterlagen für die öffentliche 
Auslegung werden die geforderten Festsetzungen in den Plan-
unterlagen getroffen. 
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Begründung - Nr. 6 Geplante Festsetzungen: 
6.1 Planungsrechtliche Festsetzungen: 
b) Maß der baulichen Nutzung: 
Grundfläche: ist die maximal zulässige Grundfläche (GRZ 0,8) nach Erweiterung einhalt-
bar? Bei der Ermittlung dürfen die privaten Grünflächen im Nord- und Südosten nicht an 
gerechnet werden, so dass weniger anrechenbare Grundstücksfläche zur Verfügung 
steht; die bauliche Erweiterung und die notwendigen KFZ-Stellplätze versiegeln zusätzli-
che Flächen, eine Überschreitung der GRZ ist nur in geringfügigem Maß zulässig; bei 
Problemen sollte überdacht werden, ob für die geplanten Grünflächen stattdessen eine 
Festsetzung gefunden werden kann, die eine Anrechnung dieser Flächen auf die Bauflä-
che zulässt. 
 

 
 
 
Die Grundflächenzahl wird auf max. 0,83 festgesetzt. Das ge-
samte Grundstück Fl.Nr .1135 wird als Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung Lebensmittelmarkt festgesetzt (s. Planun-
terlagen). 
 

Geschossfläche: bei der Festsetzung der Geschossfläche sollte der Begriff Geschossflä-
chenzahl durch zulässige Geschossfläche ersetzt werden. 
 

Der Anregung wird Rechnung getragen. 

Verkaufsflächenzahl: Begriff durch zulässige Verkaufsfläche ersetzen 
 

Der Anregung wird Rechnung getragen. 

Wandhöhe: die Unterschreitung der Wandhöhe ist bei der gewählten Festsetzung maxi-
male Wandhöhe immer möglich und muss deshalb nicht explizit zugelassen werden. 
 

Der Anregung wird Rechnung getragen. 

d) Abstandsflächen: 
es ist zu prüfen, ob eine Festsetzung der Abstandsflächen analog Gewerbegebiet (0,25 
auch für Sondergebiete rechtlich zulässig ist, dies ist zu begründen; alternativ kann 
die Abstandsfläche auch analog BayBO Art: 6 Abs. 5 Satz 3 zugelassen werden; eine 
exakte Definition der Baugrenzen und Wandhöhen wie geplant ist dann Voraussetzung. 
Zu beachten ist das östlich angrenzende Wohngebiet. 
 

Die Abstandsflächen im geplanten Sondergebiet werden ana-
log Gewerbegebiet (0,25 H) festgesetzt. 
 
Das angrenzende Wohngebiet ist durch eine ca. 9-10 m breite 
Grünfläche entlang der östlichen Geltungsbereichsgrenze des 
Planungsgebietes abgetrennt.  

 e) Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen 
Die vorhandene überdachte Stellplatzanlage ist bauordnungsrechtlich als offene Großga-
rage genehmigt, die Zulässigkeit wäre also gem. §12 BauNVO statt § 14gegebenn. 

 
Durch den genehmigten Nutzungszweck der Stromerzeugung durch die Solarpaneele auf 
dem Dach dürfte planungsrechtlich hier jedoch eine Hauptanlage vorliegen. Im Plan sollte 
geregelt werden, ob und wieweit Bestandsschutz für die Anlage besteht, bzw. ob eine Er-
weiterung der Anlage zugelassen wird. 
Möglich ist z.B. dafür eine zusätzliche überbaubare Fläche zu definieren mit besonderer 
Zweckbestimmung. 

 

 
Der Anregung wird Rechnung getragen. 
 
 
Die auf der Großgarage (überdachte Stellplatzanlage) befindli-
che PV-Anlage wird durch die örtlichen Festsetzungen im Be-
stand gesichert. Diese überbaute Fläche ist im Planblatt mit 
Umgrenzung Fläche für Großgarage gem. § 12 BauNVO mit 
der Zweckbestimmung Stellplätze und PV-Anlage definiert. 
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Die korrekte Bezeichnung der landesweiten Verordnung heißt „Verordnung über den Bau 
und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze" 

 

Der Anregung wird Rechnung getragen. 

f) Werbeanlagen als Nebenanlagen: 
Die Beschränkung ist im Entwurf konkret zu definieren. 
 

 
Im § VII Abs.3 „Nachrichtliche Übernahme –Werbeanlagen“ 
der textlichen Festsetzungen ist die Zulässigkeit der Werbean-
lagen definiert. 

6.3. Grüngestaltung: 
Für die o.a. überdachte Stellplatzanlage sollte auch für die Dachgestaltung/ Begrünung 
der Bestandsschutz geregelt werden. 

 
Der Anregung wird Rechnung getragen (s. § III Grünordnung, 
Abs. 1.3 der textlichen Festsetzungen). 
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Amt 44 – Tiefbauamt (04.11.2021)  

1. Sachgebiet Stadtentwässerung: 
Veränderungen oder Ergänzungen gegenüber der Stellungnahme des Tiefbauamts vom 
02.07.2020 sind nicht angezeigt. 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellung-
nahme vom 02.07.2020 wurde in der Sitzung des Stadtrates 
am 30.09.2020 behandelt. Das Ergebnis der Abwägung ent-
nehmen. 

2. Sachgebiet Straßen-, Brücken- und Ingenieurbau: 
Der Umgriff des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans S-95-00, 1. Änderung 
beinhaltet im Süden Teile von Verkehrsanlagen, die im Zusammenhang mit diesem Ver-
fahren ausgebaut und signalisiert werden sollen. 
Die Darstellungen der Verkehrsanlagen im Geltungsbereich decken sich nicht mit den Pla-
nungsskizzen (Anlage 3 und 4 bzw. Variante 1 und 2) für den Umbau des Knotenpunkts. 
In wie weit die Festlegungen des Bebauungsplans die Planung der Verkehrsfläche 
resp. des Knotenpunkts vorwegnimmt oder ob von den Vorgaben im Nachgang noch ab-
gewichen werden kann, kann unsererseits nicht beurteilt werden. Sollte der zukünftige 
Umbau der Verkehrsanlage den Vorgaben des Bebauungsplans entsprechen müssen - 
insbesondere die Linienführung der Randeinfassungen der Bushaltestelle, des Gehwegs 
und der Fahrbahnausrundung - sollte der Umgriff des räumlichen Geltungsbereichs an-
ders gewählt werden und diesen Bereich nicht beinhalten. 

 
Die Darstellung der Verkehrsanlagen, die innerhalb des Gel-
tungsbereiches liegen, wird gemäß der Planungskonzeption 
zum Umbau der Kreuzung in die Planung übernommen. 
 
Die Planungskonzeption zum Umbau der Kreuzung tangiert in 
einem sehr geringen Teil den Bebauungsplan und ist nicht Ge-
genstand des laufenden Bebauungsplanverfahrens. Die Vor-
stellung der Umbauplanung inklusive der daraus resultieren-
den Verbindlichkeiten für die Stadt Schwabach wird in einer 
gesonderten Beschlussvorlage dem Stadtrat zur Beschlussfas-
sung vorgelegt. Dies kann erst erfolgen, wenn die Planungsar-
beiten vergeben sind und die Ergebnisse inklusiv der Kalkula-
tion der Kosten vorliegen. 
Da das Verfahren kurz vor dem Abschluss steht, wird eine Än-
derung des Geltungsbereiches (hier Zurücknahme der Ver-
kehrsfläche) dazu führen, dass die Grundzüge der Planung be-
rührt sind und der Plan erneut öffentlich ausgelegt werden 
muss. 
Daher werden Festlegungen getroffen, dass der Bebauungs-
plan die gleichen Festlegungen trifft wie in der Umbauplanung 
vorgesehen. 
  

Amt 44 – Tiefbauamt (02.07.2020) 
 

 
1. Sachgebiet Stadtentwässerung: 
Zu den Ausführungen der Planauslegung bestehen seitens der Stadtentwässerung keine 
Einwände. Nach der hydrodynamischen Kanalnetzberechnung sind für den Erweiterungs-
bau des Lebensmittelmarktes Regenrückhaltemaßnahmen erforderlich. Die Abwasserein-
leitungsmenge ist auf max. 10 l/s zu begrenzen. 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Die Forderung nach einer hydrodynamischen Kanalnetzbe-
rechnung wurde in die Planunterlagen aufgenommen (s. § VII- 
Hinweise, Abs. 5.2). Die weitere Forderung- die Abwasserein 
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 leitungsmenge auf max. 10 i/s zu begrenzen, wurde an das 
planende Büro weitergeleitet, da sie objektbezogen ist.  

2. Sachgebiet Straßen-, Brücken- und Ingenieurbau: 
Zu den Ausführungen der Planauslegung gibt es keine Einwände. Die Erweiterungsfläche 
ist verkehrstechnisch bereits über die Fl.Nr. 1135 (EDEKA-Bestand) und 1465 (Nördlinger 
Str./Uigenauer Weg) erschlossen. Das Verbot der Ein- und Ausfahrt in das EDEKA-Areal 
an anderer Stelle als der bereits bestehenden wird befürwortet. Die neu zu erstellende Er-
schließungsstraße entlang der nördlichen Geltungsbereichsgrenze (= Nord-Grenze der 
FI.Nr. 1134/1) liegt außerhalb des Geltungsbereichs und wird im Bebauungsplan S-116-17 
geregelt; damit sind an dieser Stelle keine Auflagen zu definieren. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Amt 45 – Baubetriebsamt (25.10.2021)  

Verwaltung: Keine Äußerung 
GaLaBau: Keine Äußerung (siehe lfd. Nr. 12 – keine Äußerung) 
Gärtnerei: Keine Äußerung 
Baumpflege: Keine Äußerung 
Bauhof: Keine Äußerung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Amt 45 – Baubetriebsamt (18.06.2020)  

Verwaltung: Keine Äußerung 
GaLaBau: Keine Äußerung (siehe lfd. Nr. 12 – keine Äußerung) 
Gärtnerei: Keine Äußerung 
Baumpflege: Keine Äußerung 
Bauhof: Keine Äußerung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Referat 3- Breitbandbeauftragter (17.11.2021)  

seitens des Referats für Finanzen und Wirtschaft wird zu dem im Betreff genannten Plan 
entwurf wie folgt Stellung genommen: 
 
Die Stadt Schwabach verfügt über einen sog. Masterplan zur Sicherstellung/Schaffung ei-
nes flächendeckendes Glasfaserkonzepts für das Stadtgebiet Schwabach. Der Erstellung 
desMasterplans lag der städtebauliche Planungsstand 2019/2020 zu Grunde. Hier ist es 
wichtig 
zu prüfen, ob sich Änderungen im Bebauungsplan oder die Ausweisung neuer Baugebiete 
auf den Masterplan auswirken. Ggfl. sind Änderungen im Masterplan erforderlich oder im 
Bebauungsplanverfahren sind Punkte aus dem Masterplan zu berücksichtigen. 
 

Die Planung baut auf dem Bestand auf und ermöglicht eine Er-
weiterung des bestehenden Lebensmittelmarktes auf der Fl.Nr. 
1134/1.  
D.h. es ergeben sich keine Änderungen, die den Masterplan 
negativ beeinflussen könnten. Es besteht kein Handlungsbe-
darf. 
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Vor diesem Hintergrund wurde von dem Planungsbüro IK-T, das den Masterplan erstellt 
hat, die beiliegende Stellungnahme zum Bebauungsplanverfahren eingeholt. 
Im Wesentlichen ergeben sich hieraus die folgenden Punkte. Im Detail wird auf die beilie-
gende Stellungnahme Bezug genommen: · · 
 
1.  Das betreffende Baufeld befindet sich im Cluster 18_Schwabach Süd/West. Im Master-

plan wurde der Planbereich berücksichtigt. 
2.  Die geplante Infrastruktur nach Planungsstand Masterplan ist ausreichend. 
3.  Nach aktuellem Stand der Technik sind die im Masterplan veranschlagten Fasern pro 
 Gebäude überdimensioniert. Es stehen ausreichend Faserreserven zur Verfügung. 
 
Es wird um Beachtung gebeten. 

 

 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

  
 


	Der Erhalt der PV-Anlagen am Dach des EDEKA-Marktes und auf der überdachten Parkplatzfläche muss gesichert sein.



